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Präsident Dr. Norbert Lammert

 Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 sowie Zusatzpunkt 2
auf:

4 Abgabe einer Erklärung der Bundesregierung

zum Europäischen Rat am 15./16. Dezember
2005 in Brüssel

ZP 2 Beratung des Antrags der Abgeordneten Michael
Link, Markus Löning, Dr. Werner Hoyer, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion der FDP

Den EU-Haushalt auf höchstens 1 Prozent des
Bruttonationaleinkommens begrenzen und die
finanzielle Vorausschau 2007 bis 2013 schnellst-
möglich beschließen

– Drucksache 16/224 –
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union (f)
Auswärtiger Ausschuss 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung
Haushaltsausschuss 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Norbert, langsam!)

– Wie ich sehe, ist Herr Außenminister Steinmeier noch
nicht im Saal anwesend. 

(Dr. Guido Westerwelle [FDP]: Wir würden gerne 
beraten! Wir würden gerne anfangen!)

– Wir werden die angekündigten Beratungen ganz sicher
aufnehmen. Aber die Empfehlung des SPD-Fraktions-
vorsitzenden, sicherzustellen, dass möglichst viele an
diesen Beratungen teilnehmen können, hat eine gewisse
Plausibilität. 

(Dr. Guido Westerwelle [FDP]: Solange die
Opposition da ist! – Gegenruf der Bundes-
kanzlerin Angela Merkel: Und die Spitze der
Regierung! – Volker Kauder [CDU/CSU]: Da
kommt er!)
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Die Zeit, die ich nun dem Bundesaußenminister ein-
räume, um sich auf die bevorstehende Regierungserklä-
rung vorzubereiten, möchte ich dazu nutzen, der Kolle-
gin Renate Künast zu ihrem heutigen runden Geburtstag
zu gratulieren. 

(Beifall)

– Der Tag beginnt mit einem überfraktionellen Beifall.
Wir wollen einmal sehen, wie lange er sich aufrechter-
halten lässt. 

Wir kommen nun zum aufgerufenen Tagesordnungs-
punkt zurück. Nach einer interfraktionellen Vereinba-
rung sind für die Aussprache im Anschluss an die Regie-
rungserklärung 90 Minuten vorgesehen. – Ich höre
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Das Wort zur Abgabe einer Regierungserklärung hat
der Bundesminister des Auswärtigen, Dr. Frank-Walter
Steinmeier.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dr. Frank-Walter Steinmeier, Bundesminister des
Auswärtigen: 

Herr Präsident, ich danke Ihnen für Ihre Geduld. Ich
wurde von Mitgliedern des Parlaments etwas aufgehal-
ten. 

Meine Damen und Herren! Heute Nachmittag beginnt
in Brüssel der Europäische Rat. Ich kann und darf Ihnen
nicht verheimlichen, dass er in eine durchaus schwierige
Zeit fällt. Ich habe in meinen öffentlichen Reden in der
letzten Zeit auch nicht verheimlicht, dass ich davon aus-
gehe, dass sich Europa nach den Referenden in Frank-
reich und in den Niederlanden in einer Krise befindet.
Daran gibt es aus meiner Sicht auch nichts zu beschöni-
gen. Der Verfassungsvertrag wurde nicht aufgegeben,
aber er ist im Augenblick storniert. Wir wollen und wer-
den an ihm festhalten.

Ich sage bei diesem Thema aber auch immer: Wir
müssen hier sehr realistisch sein. Nach den Diskussio-
nen, die wir in den europäischen Hauptstädten führen,
sieht es im Augenblick nicht so aus, als ob wir kurzfris-
tig in die Lage versetzt werden, den Menschen über die
Fortsetzung der Ratifizierungsverfahren in den anderen
Ländern zu zeigen, dass wir in Europa Handlungsfähig-
keit zurückgewinnen, wenngleich einige Länder die Ver-
fahren fortführen.

Die andere Frage, der die britische Ratspräsident-
schaft in Hampton Court vor kurzem nachgegangen ist,
lautet: Was kann das große gemeinsame europäische
Projekt sein, wenn wir über den Verfassungsvertrag
kurzfristig nicht zu einem Dokument für die Wiederge-
winnung von mehr Handlungsfähigkeit in Europa kom-
men? Darüber wurde in Hampton Court und wird an
anderer Stelle in Europa diskutiert. Ich sage dazu im-
mer Folgendes: Ich finde die Suche nach dem großen,
neuen gemeinsamen europäischen Projekt richtig. Sie
muss stattfinden. Noch wichtiger ist aber, dass Europa
an einer Stelle Erfolg hat. Diesen Erfolg kann sich Eu-
ropa in den verbleibenden Tagen dieser Woche mit ei-
ner Verständigung über den Finanzrahmen für die Jahre
2007 bis 2013 verschaffen. Ich glaube, das wäre ein Si-
gnal, das auch von den Menschen verstanden werden
würde und für das wir kein neues Projekt suchen müss-
ten.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Sie wissen das. Der finanzielle Rahmen bzw. die fi-
nanzielle Vorausschau ist unerlässlich. Wir brauchen
diesen finanziellen Rahmen, damit die EU ihre Politi-
ken innerhalb dieses Rahmens gestalten kann. Er ist
insbesondere dort erforderlich, wo wir eine langfristige
Strategie brauchen, wo wir auf der einen Seite Finanzsi-
cherheit und auf der anderen Seite Planungssicherheit
brauchen. Das gilt etwa für die europäische For-
schungspolitik, für die Migrationspolitik und insbeson-
dere für all die Politikbereiche, auf die wir uns im Rah-
men der Lissabon-Strategie miteinander verständigt
haben.

Die Einigung ist für uns deshalb mindestens so ent-
scheidend wie für die anderen europäischen Staaten. Im
Juni haben wir die Einigung unter der luxemburgischen
Ratspräsidentschaft in Luxemburg schon einmal ver-
sucht. Ich sage voraus: Wenn wir am Ende dieses Jahres
mit dem zweiten Versuch einer Einigung über den Fi-
nanzrahmen erneut scheitern würden, dann ginge davon
ein verheerendes Signal für die Bürgerinnen und Bürger
aus. Insbesondere darf nicht vergessen werden, dass sich
ein Scheitern vor allem zulasten der neuen Mitgliedstaa-
ten auswirken würde. 

Wir sollten die neuen Mitgliedstaaten im Fokus be-
halten, weil sie vor allen Dingen diese klare finanzielle
Perspektive brauchen und sie sich auch darauf verlassen
dürfen; denn wir hatten verabredet, dass die Strukturpo-
litik durch den neuen finanziellen Rahmen so ausgestat-
tet wird, dass ihnen ein Hineinwachsen in die Europäi-
sche Union ermöglicht wird. Dieses Versprechen würde
nicht erfüllt, wenn wir jetzt keine langfristige Verständi-
gung über den finanziellen Rahmen hinbekommen wür-
den; denn – ich deutete es eben an – die Mittel für die
Strukturpolitik können nur auf der Grundlage dieses mit-
telfristigen Finanzrahmens vernünftig eingesetzt wer-
den. Die neuen Mitgliedstaaten der EU brauchen diese
Mittel jetzt. Mit anderen Worten: Je später sie fließen,
desto länger dauern Aufbau- und Aufholprozesse. Wir
alle miteinander wissen: Deutschland hat jedes Interesse
daran, dass diese Prozesse so schnell wie möglich ablau-
fen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Die neuen Mitglieder der EU haben sich verpflichtet,
den Acquis communautaire umzusetzen. Sie sind bereit,
ihren Beitrag zum Haushalt zu leisten. Sie haben deshalb
auch jedes Recht, an den Programmen der Union fair
und solidarisch zu partizipieren. Nur so können sie auch
wirklich in die Europäische Union hineinwachsen und
dieser Union Wachstumsimpulse verleihen, von denen
wir, die alten Mitgliedstaaten, zuvörderst profitieren
werden.
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Deshalb sage ich: Die Bundesregierung ist der Auffas-
sung, die Integrationskraft des europäischen Gedankens
hängt jetzt vornehmlich von der Kompromissfähigkeit
aller Mitgliedstaaten ab. Diese Kompromissfähigkeit ist
in guter Tradition des europäischen Gedankens gefordert.
Eitelkeiten – in Einzelheiten wollen wir nicht gehen –
dürfen nicht den Blick auf das verstellen, was für uns alle
in der Europäischen Union wesentlich ist. Je später eine
Einigung über die Finanzen erfolgt, desto schwieriger
wird sie. Ein Abschluss 2006 – um nicht an Schlimmeres
zu denken – würde jedenfalls ungleich komplizierter sein
als eine Einigung morgen oder spätestens übermorgen.

Wenn ich das so sage, dann werden Sie mit Recht fra-
gen: Wo stehen wir in den augenblicklichen Vorverhand-
lungen? Sie wissen, dass die britische Ratspräsident-
schaft den Mitgliedstaaten in der vergangenen Woche
einen Vorschlag gemacht hat. Sie hat diesen Vorschlag
gestern noch einmal nachgebessert. Wir gehen davon
aus, dass das letzte Wort über diesen Vorschlag noch
nicht gesprochen ist. Der neueste Vorschlag wird heute
Nachmittag in Brüssel diskutiert. Dann gehe ich davon
aus, dass in den Stunden, Tagen und Nächten danach
härtere Auseinandersetzungen auf uns zukommen, und
zwar auch deshalb, weil jeder Mitgliedstaat Rücksicht
auf seine innenpolitische Situation zu nehmen hat. Mit
Blick darauf wissen wir alle, dass die Situation für die
allermeisten Mitgliedstaaten seit dem Versuch im Som-
mer, Verständigung über den Luxemburger Vorschlag zu
erreichen, nicht einfacher geworden ist.

Für die deutsche Regierung heißt das zentrale Prinzip
Fairness. Die Erweiterung war und ist im Interesse aller
Mitgliedstaaten. Daher treten wir für eine solidarische
Finanzierung der Erweiterung ein. Das bedeutet konkret,
ohne dass ich jetzt den Blick auf einzelne Länder richten
will: Jedes Land muss seinen Anteil leisten. Damit
meine ich: nicht mehr und nicht weniger.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Wir haben uns – das haben Sie in den letzten Tagen in
öffentlichen Stellungnahmen dieser Regierung häufig
gehört – nicht daran beteiligt, den britischen Vorschlag
in Bausch und Bogen zu verdammen. Wir haben immer
gesagt, dieser britische Vorschlag ist eine Arbeitsgrund-
lage. Wir hoffen, dass aufgrund der erneuerten Verhand-
lungsbox, die die Briten gestern vorgestellt haben, eine
Verständigung möglich ist. Die deutsche Regierung je-
denfalls wird sich daran konstruktiv beteiligen. 

Wir haben in den letzten drei Wochen versucht, in den
Gesprächen mit den Mitgliedstaaten die Kompromissbe-
reitschaft zu fördern, ohne dabei unsere Ziele aufzuge-
ben. Die Bundeskanzlerin und ich haben in den einschlä-
gigen Gremien darauf hingewiesen, dass uns die
Strukturförderung in den neuen Bundesländern in
besonderem Maße am Herzen liegt, dass die Landwirt-
schaftsförderung angemessen ausgestaltet sein muss und
dass vor allen Dingen unsere Belastungsgrenze als größ-
ter Nettozahler innerhalb der EU anerkannt werden
muss. Ich jedenfalls sehe, dass dies in den Luxemburger
und britischen Vorschlägen der Ratspräsidentschaft be-
rücksichtigt worden ist.
Wir können insbesondere bei dem letzten Punkt, der
Ausgabenobergrenze, mit Selbstbewusstsein vortragen
– ich habe in den einschlägigen Räten gemerkt, dass das
Argument auf Widerhall stößt –: Wir unternehmen in un-
serem Land größte Anstrengungen zur Haushaltskonso-
lidierung und können deshalb den Menschen in Deutsch-
land schlecht erklären, dass dies auf der EU-Ebene bei
der Vorbereitung des Haushalts nicht berücksichtigt
wird.

Kurz gesagt habe ich dort zum Ausdruck gebracht:
Ein sparsamer Haushalt ist nicht weniger europäisch als
ein ausgabenfreudiger Haushalt. Das ist auch von den
Nettozahlern in der EU bemerkt worden.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP)

Alles in allem und zur Abrundung dieses Komplexes:
Ich will nicht mit Blick auf die finanzielle Vorausschau
und die bevorstehenden Gespräche übertriebenen Opti-
mismus verbreiten. Das wäre nicht gerechtfertigt. Ich
fahre aber mit einer gewissen Zuversicht nach Brüssel,
dass alle das allergrößte Interesse daran haben, Verstän-
digung zu suchen, und auch Kompromissbereitschaft
mitbringen. Ich jedenfalls hoffe auf ein großes Maß eu-
ropäischer Vernunft in den nächsten Tagen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ein Thema jenseits der finanziellen Vorausschau, das
uns in den letzten Tagen auf den Außenministerräten er-
heblich beschäftigt hat, ist die Beitrittsperspektive für
die Staaten des westlichen Balkans. Ich will das an die-
ser Stelle nicht weiter ausführen. Es ist kein einfaches
Thema, sondern eines, zu dem es innerhalb der Europäi-
schen Union weiß Gott keine in jeder Hinsicht überein-
stimmende Meinung gibt. Es gibt aber eine Perspektive:
Wir wollen unseren Beitrag dazu leisten, dass Ahtisaari
mit der Klärung der Statusbestimmung für den Kosovo
in den nächsten zwölf Monaten Erfolg hat. Dieser Erfolg
setzt Rahmenbedingungen. Diese bestehen darin, dass
wir die Annäherung der Staaten des Westbalkans an die
Europäische Union erhalten müssen. Das konzentriert
sich auf dem bevorstehenden europäischen Gipfeltreffen
auf die eine Frage, ob wir Mazedonien den Beitrittskan-
didatenstatus gewähren werden. Darüber ist in den letz-
ten zwei oder drei Wochen diskutiert und zum Teil auch
gestritten worden. Es scheint sich anzudeuten, dass die
Frage des Beitrittskandidatenstatus mit einigen – insge-
samt vier – Staaten, die allergrößte Skepsis hatten, dann
zu lösen sein wird, wenn wir sie mit einer Diskussion
über die Grenzen der Europäischen Union verbinden, die
aber ohnehin ab dem nächsten Jahr zwischen den Mit-
gliedstaaten geführt werden wird. Insofern gehe ich da-
von aus, dass sich der Europäische Rat für den Beitritts-
kandidatenstatus Mazedoniens aussprechen wird.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Die Kommission wird des Weiteren – das ist das dritte
Thema – auf dem Europäischen Rat ihren Bericht zur
Migration vorstellen. Sie wissen oder ahnen – das war
auch Thema auf dem Euro-Med-Gipfel –, dass die Be-
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deutung dieses Themas für unseren Kontinent gar nicht
überschätzt werden kann. Sie haben sicherlich noch die
dramatischen Ereignisse in den spanischen Enklaven
Ceuta und Melilla vor Augen. Der Bericht der Kommis-
sion beruht auf einem politikübergreifenden Ansatz und
stellt insofern einen wichtigen Schritt für die gemein-
same Migrationspolitik dar, als er auch Rücksicht auf
alle Weltregionen – insbesondere die Nachbarschaftsre-
gionen im nördlichen Afrika – nimmt. Deshalb begrüßen
wir diesen Bericht ausdrücklich.

Letztlich – das sollen meine Schlussworte sein – wird
sich der Europäische Rat auf unsere Anregung hin mit
den jüngsten Äußerungen des iranischen Staatspräsi-
denten Ahmadinedschad zu Israel befassen. Die Bun-
desregierung und der Deutsche Bundestag haben diese
Aussagen – insbesondere die Leugnung des Holocaust
und des Existenzrechts Israels – mit Bestürzung zur
Kenntnis genommen. Wir verurteilen sie aufs Schärfste.

(Beifall im ganzen Hause)

Derart inakzeptable Ausführungen zum Nahostkon-
flikt zeigen, mit wie viel Verantwortungslosigkeit und
Zynismus die Situation Israels und des Nahen Ostens
von der iranischen Regierung gegenwärtig beurteilt
wird. Ich habe bereits gestern öffentlich gesagt: Das er-
schwert natürlich auch die weiteren Verhandlungen über
das iranische Nuklearprogramm. Ich wiederhole an die-
ser Stelle: Die Regierung in Teheran muss begreifen,
dass die Geduld der internationalen Staatengemeinschaft
nicht endlos ist.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der FDP)

Ich komme auf meinen Anfangssatz zurück. Der
heute beginnende Europäische Rat ist ein wichtiger Gip-
fel in einer schwierigen Zeit. Die Bundeskanzlerin und
ich werden später nach Brüssel reisen, um dort deutsche
Interessen entschlossen zu vertreten, gleichzeitig aber al-
les dazu beizutragen, dass der Rat ein Erfolg für uns und
Europa wird. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der FDP)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Das Wort hat nun der Kollege Dr. Werner Hoyer für

die FDP-Fraktion.

Dr. Werner Hoyer (FDP): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die

Bundeskanzlerin und der Bundesaußenminister reisen zu
ihrem ersten großen Europäischen Rat in einer krisen-
haften Situation der Europäischen Union. Wesentliche
Entscheidungen, die Auswirkungen auf eine ganze
Reihe von europäischen Räten haben, werden zu treffen
sein. Wir als liberale Opposition wünschen ihnen viel
Erfolg bei dem nun beginnenden Europäischen Rat in
Brüssel,

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD)
auch deshalb, weil es in unserem Interesse liegt, dass
manches geklärt wird, was uns sonst vor die Füße fällt,
wenn wir im Januar 2007 die Ratspräsidentschaft über-
nehmen. Es wäre gut, wenn das eine oder andere vorher
erledigt werden könnte.

Es sind mindestens vier große Komplexe, die Europa
in die gegenwärtige Krise gebracht haben: das bisher
fehlende Einvernehmen über die finanzielle Voraus-
schau, das Stocken des Verfassungsprozesses, eine
Glaubwürdigkeits- sowie eine Vertrauens- und Zutrau-
enskrise bei den Bürgerinnen und Bürgern im Hinblick
auf das große europäische Projekt und nicht zuletzt die
wirtschaftliche Situation, die deutlich macht, dass wir im
Hinblick auf das Erreichen der Lissabon-Ziele nicht vo-
rankommen, was übrigens kein Thema der Europäischen
Union, sondern eines ihrer Mitgliedstaaten ist. Deswe-
gen herrschen eher Skepsis und Unsicherheit in der Be-
völkerung. Es gibt eine fast sklerotische Erscheinung der
Europäischen Union, die an das erinnert, was Ende der
70er-Jahre/Anfang der 80er-Jahre war. Dann kam da-
mals das große Projekt: der Binnenmarkt. Und innerhalb
kürzester Zeit war von europäischer Sklerose keine Rede
mehr. Deswegen hat der Außenminister Recht, wenn er
sagt: Es bedarf jetzt eines großen, neuen europäischen
Projekts, um die Bürgerinnen und Bürger wieder mitzu-
nehmen, und zwar in Kenntnis der Tatsache, dass wir
diese vertiefte und erweiterte Europäische Union brau-
chen. 

(Beifall bei der FDP)

Man muss sich gegenwärtig nur in der Welt umschauen,
um zu begreifen, dass ein neues europäisches Projekt, zu
dem nach meiner Auffassung der Verfassungsvertrag ge-
hört, dringend erforderlich ist.

Wir haben die Befürchtung, dass bei dem gerade statt-
findenden WTO-Gipfel in Hongkong nichts heraus-
kommt. Ob mithilfe der Autorität, die dem amerikani-
schen Präsidenten im nächsten Jahr noch gegeben sein
wird, einen Vertrag abzuschließen, etwas zustande
kommt, ist noch völlig unklar. Das geht mit Blick auf die
deutschen Interessen weit über die Fragen betreffend die
Agrarpolitik hinaus, so wichtig dieses Feld – hier muss
sich die Europäische Union bewegen – auch sein mag.
Hier geht es vielmehr darum, ob wir in Zukunft noch auf
ein wirklich globales Welthandelssystem setzen können
oder ob wir auf das Niveau eines Systems bzw. Netzwer-
kes von bilateralen oder interregionalen Vereinbarungen
absinken werden. Letzteres kann nicht im Interesse der
großen Export- und Importnation Bundesrepublik
Deutschland liegen. Wir haben ein großes Interesse an
einer funktionstüchtigen WTO. Hier muss die Europäi-
sche Union voll handlungsfähig sein. Deswegen müssen
wir an dem großen europäischen Projekt dringend wei-
terarbeiten. 

(Beifall bei der FDP)

Es kann nicht sein, dass viele Menschen in Europa
fasziniert auf die wirtschaftlichen Entwicklungen in
China und Indien blicken und gleichzeitig fast vor Angst
erstarren. Die Antwort auf die Herausforderungen der
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Globalisierung ist die europäische Integration. Hier müs-
sen wir dringend wieder ansetzen.

(Beifall bei der FDP)

Das müssen wir den Bürgerinnen und Bürgern aber auch
sagen. Dabei darf sich niemand in die Ackerfurche du-
cken. Wir haben ja in der europäischen Politik die un-
glückliche Situation, dass das Erklären gegenüber der
Bevölkerung oft einigen wenigen überlassen wird. Diese
sind zumeist so sehr Experten, dass sie vergessen, ihre
Erklärungen so zu formulieren, dass die Bürgerinnen
und Bürger mitkommen. Hier muss sich jeder in der
Politik und insbesondere in diesem Parlament in die
Pflicht nehmen lassen. Das gilt auch für den Verfas-
sungsprozess.

Das – zumindest vorläufige – Scheitern des Verfas-
sungsprozesses ist deshalb so tragisch, weil die Kritik an
der Europäischen Union, die immer wieder vorgetragen
und auch von Politikerinnen und Politikern verstärkt
wird, durch den Verfassungsvertrag selber in wesentli-
chen Teilen entkräftet worden wäre. Die Bedenken, die
häufig geäußert werden, wären dann, wenn der Verfas-
sungsvertrag durchgekommen wäre, hinfällig. Das gilt
für die Themen Transparenz, Demokratie, Subsidiarität
und Bürgernähe. Deswegen ist es wichtig, dass wir die
Reflexionsphase, die jetzt eingetreten ist und auf die
man sich verständigt hat, tatsächlich zur Reflexion nut-
zen. Denkpause heißt ja nicht Pause vom Denken, son-
dern zum Denken.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Das, was der Europäischen Union fehlt – das merkt
man an der schwierigen Finanzsituation, die heute in
Brüssel zu besprechen sein wird –, ist Leadership, Füh-
rungskraft. Weit und breit sind keine Persönlichkeiten zu
erkennen, die für die Menschen einen persönlichen Bei-
trag leisten könnten, um Europa wirklich voranzubrin-
gen.

Es wird sich in den nächsten Jahren viel ändern. Ich
bin davon überzeugt, dass Deutschland eine Schlüssel-
funktion zukommen wird, nicht nur wegen der Präsi-
dentschaft, die Deutschland im Jahr 2007 übernehmen
wird, sondern auch deshalb, weil bei den neuen perso-
nellen Konstellationen auf Deutschland eine ganz beson-
dere Verantwortung zukommt und eine große Erwar-
tungshaltung auf Deutschland projiziert wird.

Die Menschen in Europa, nicht nur die Politikerinnen
und Politiker, haben den Eindruck, dass in Deutschland
ein Wechsel stattgefunden hat, der auch zu einem Wech-
sel in der europapolitischen Positionierung führt.
Deutschland wird nicht mehr dazu beitragen – ich bin
ganz sicher, dass die Bundeskanzlerin dafür sorgen wird –,
dass wir als Teil eines Direktoriums wahrgenommen
werden, sondern in der Rolle, die Deutschland aufgrund
seiner Geschichte, der kulturellen Umstände, seiner
Geographie, strategischer Überlegungen und nicht zuletzt
seiner Wirtschaftskraft zukommt. Deutschland muss ein
ausgleichender Faktor sein, und zwar zwischen groß und
klein, zwischen neu und alt und zwischen Verbündeten
und Partnern, die früher nicht so eng zusammengearbei-
tet haben. Deswegen wird mein Kollege Michael Link
ausführlich auf die Finanzfragen und die Rolle, die
Deutschland bei der Bewältigung dieses Problems spie-
len muss, eingehen.

Es sind auf dem Weg zu einer Verständigung auf den
letzten Metern noch ganz wichtige Verhandlungen zu
führen. Diese finden übrigens nicht auf der Bühne, son-
dern weiter hinten statt. Deshalb soll man sich nicht ver-
rückt machen. Es ist darauf zu achten, dass wir, auch im
Hinblick auf unsere eigenen Interessen, sicherstellen,
dass dabei nichts den Bach heruntergeht. Ich denke ins-
besondere an die Situation der neuen Bundesländer.
Das ist aber auch ein so schwieriges technisches Pro-
blem, dass man es nicht auf der großen Bühne austragen
können wird, wenn man es lösen will.

Etwas ist mir in diesem Zusammenhang ganz beson-
ders wichtig. Herr Minister Steinmeier hat zu Recht ge-
sagt: Wir werden dort unsere nationalen Interessen ver-
treten. – Aber er hat auch gesagt – ich sage es in meinen
Worten –, dass es um das große Ganze gehe. Es muss am
Ende der Europäischen Räte Schluss sein mit den Pres-
sekonferenzen, wo diejenigen, die dort sprechen, den
Menschen den Eindruck vermitteln, Europa sei ein Null-
summenspiel, und sagen, sie hätten für sich etwas he-
rausgeschlagen und dafür habe ein anderer bluten müs-
sen. Nein, meine Damen und Herren, wir müssen end-
lich wieder über den europäischen Mehrwert reden und
genau den wünschen wir uns für den Europäischen Rat,
der heute beginnt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Ich erteile das Wort dem Kollegen Andreas

Schockenhoff, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Andreas Schockenhoff (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Lassen Sie mich an die abschließende Bemerkung
von Herrn Minister Steinmeier anknüpfen. Die CDU/
CSU-Bundestagsfraktion begrüßt die scharfe und eindeu-
tige Reaktion der Bundesregierung auf die jüngsten Äu-
ßerungen des iranischen Präsidenten Ahmadinedschad zu
Israel. Wir erwarten eine ebenso entschiedene Stellung-
nahme des Europäischen Rates.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Wer das Existenzrecht Israels in Frage stellt und den
Holocaust leugnet – und das zum wiederholten Mal –,
darf von der internationalen Gemeinschaft nicht toleriert
werden. Wer den Versuch unternimmt, die Stabilisie-
rungsbemühungen im Nahen Osten zu torpedieren,
der muss aber auch auf den entschiedenen Widerspruch
der Staaten der Region treffen. Deshalb bedauern wir,
dass weder die Arabische Liga noch die Nachbarstaaten
in der Region bis heute ihrer Verantwortung nachgekom-
men sind, im Sinne der Friedensbemühungen im größe-
ren Nahen Osten die Äußerungen des iranischen Präsi-
denten zurückzuweisen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)
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Der Außenminister hat die deutsche Position zur
finanziellen Vorausschau ausführlich dargelegt. Ich
möchte für meine Fraktion dazu deshalb nur drei grund-
sätzliche, kurze Anmerkungen machen:

Erstens. Jedes Mitgliedsland muss einen gerechten
Anteil an der Finanzierung der EU übernehmen.
Deutschland ist bereit, seinen Teil zu einem vernünftigen
Kompromiss beizutragen, im Sinne der Solidarität mit
den Partnerländern. Das heißt aber auch, dass das Wohl-
standsniveau und das Ausmaß der finanziellen Belastun-
gen in einer Relation stehen müssen, die von den Bür-
gern als fair empfunden wird.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Zweitens. Besonders mit Blick auf die neuen Mit-
gliedstaaten gilt: Die Lösung der Finanzfrage darf nicht
auf dem Rücken der schwächsten Mitglieder ausgetra-
gen werden. Diesem Grundsatz hat der inzwischen zu-
rückgezogene britische Vorschlag in keiner Weise ent-
sprochen. Wir haben die Überwindung der Teilung
Europas mit der Erweiterung um die ostmitteleuropäi-
schen Staaten vor 18 Monaten doch nicht gefeiert, um
jetzt neue Trennlinien zu ziehen.

Drittens. Angesichts der mehr als schwierigen
Finanzlage Deutschlands wäre es nicht hinnehmbar,
wenn von uns eine im Vergleich zum Vorschlag der
luxemburgischen Präsidentschaft höhere Belastung ver-
langt werden sollte, sei es durch ein höheres Ausgaben-
volumen oder durch eine niedrigere Korrektur. Kein
EU-Mitgliedstaat weist eine so hohe Differenz auf zwi-
schen dem Wohlstandsniveau einerseits – unter den
25 EU-Mitgliedern steht unser Land an elfter Stelle –
und der Pro-Kopf-Nettobelastung andererseits, bei der
Deutschland an dritter Stelle steht. Wir werden in unse-
rer Bevölkerung nicht die notwendige Akzeptanz für die
Europäische Union finden, wenn diese Schere weiter
auseinander geht, anstatt sich zu schließen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Das Gipfeltreffen am Ende einer EU-Präsidentschaft
bietet immer auch den Anlass, eine kritische Bilanz zu
ziehen. Wir hoffen sehr, dass Premierminister Blair alles
tut, damit die Finanzverhandlungen heute und morgen
zu einem erfolgreichen Abschluss kommen und damit
noch ein versöhnliches Ende der britischen Präsident-
schaft möglich wird.

Bislang wurden die hohen Erwartungen, die Tony
Blair selbst geweckt hat, nicht erfüllt. Seine Rede im
Juni vor dem Europäischen Parlament hinterließ den
Eindruck: Hier geht einer, der sich selbst als „begeister-
ten Europäer“ bezeichnet, mit frischem Elan an die
Überwindung der Krise der Europäischen Union, in der
sie sich spätestens seit den gescheiterten Referenden in
Frankreich und in den Niederlanden befindet. Er hat
viele wichtige und auch richtige Fragen aufgeworfen,
wie die EU im Zeitalter der Globalisierung handlungs-
und konkurrenzfähig bleiben könnte. Es war sogar von
einer Offensive Blairs für eine Modernisierung der Euro-
päischen Union die Rede. Insofern ist er mit einem ho-
hen Anspruch gestartet. 

Heute, am Ende der britischen Präsidentschaft,
müssen wir feststellen: Es gab viel Rhetorik und be-
scheidene Ergebnisse. Es wurde viel Zeit vergeudet,
aber zu wenig getan, um die EU aus der Krise zu führen.
Der fulminanten Rede vor dem Europäischen Parlament
folgte eine lange Zeit des Schweigens. In der Frage der
finanziellen Vorausschau könnten wir heute schon viel
weiter sein, wenn die Präsidentschaft früher ernsthafte
Verhandlungen darüber begonnen hätte, statt erst vor
zehn Tagen einen ersten und dann auch noch inakzeptab-
len Vorschlag vorzulegen. Dabei steht Großbritannien in
einer besonderen Verpflichtung, eine Lösung zu suchen,
nachdem es unter luxemburgischer Präsidentschaft einen
Kompromiss bei der Finanzfrage durch sein Veto ver-
weigert hat. So ist zu der Verfassungskrise Europas eine
Budgetkrise hinzugekommen.

Wir müssten in Europa schon längst eine breite öf-
fentliche Diskussion über die Zukunft der Europäi-
schen Union führen, über die Grenzen der EU und über
die Frage, was Sinn und Zweck des europäischen Eini-
gungsprozesses ist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP)

Herr Minister Steinmeier, Sie haben Recht: Wir dür-
fen über diesen grundsätzlichen Fragen die Lösung der
Tagesfragen nicht vergessen. Die Lösung der Tagesfra-
gen ist die Voraussetzung dafür, dass wir handlungsfähig
bleiben. Wir müssen diese grundsätzlichen Fragen ange-
hen, weil wir sonst die Vertrauenskrise in der Europäi-
schen Union und alles, was daraus folgt, nicht überwin-
den können.

Tony Blair hat das alles vor dem Europäischen Parla-
ment richtig dargestellt. Der Gipfel von Hampton
Court war vielleicht eine interessante Seminarveranstal-
tung. Doch die Initialzündung für eine breite Diskussion
über die Frage: „Was kann und soll die EU leisten und
was kann sie nicht leisten?“ war er nicht. Wir hoffen
sehr, dass es in den Verhandlungen heute und morgen
noch zu einem erfolgreichen Abschluss in der Finanz-
frage kommt und dass sich Großbritannien solidarisch,
das heißt stärker und vor allem dauerhaft, an der Finan-
zierung der Erweiterung beteiligt. 

Wir erkennen sehr wohl an, dass Großbritannien sei-
nen Arbeitsmarkt für Polen, Slowaken und andere Bür-
ger aus den neuen Mitgliedstaaten geöffnet hat und vie-
len Tausenden Ostmitteleuropäern erlaubt, dort zu
arbeiten und Geld nach Hause zu schicken. Das hat bis-
her keine andere europäische Volkswirtschaft in ver-
gleichbarem Umfang getan. Wir erkennen auch an, dass
Premierminister Blair bereit ist, den britischen Bei-
tragsrabatt zu kürzen, obwohl ihm von vielen in Groß-
britannien Verrat an britischen Interessen vorgeworfen
wird. Aber wir müssen feststellen, dass das, was die bri-
tische Präsidentschaft bisher vorgelegt hat, der Solidari-
tät mit den schwächeren Mitgliedstaaten nicht ausrei-
chend Rechnung trägt. Zu dieser Solidarität gehört auch,
dass eine Regelung für die Senkung des britischen
(A)
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Beitragsrabatts über das Jahr 2013 hinaus gültig bleiben
muss.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Wenn die Finanzverhandlungen daran scheitern soll-
ten, dann könnte am Ende der Eindruck haften bleiben,
dass hier ein Land seine Präsidentschaft genutzt hat, um
sich finanzielle Vorteile zu erhalten – und dies ausge-
rechnet auf Kosten der Schwächsten. Ein solches Ergeb-
nis liegt nicht im europäischen Interesse, weil es die
Krise der Europäischen Union verschärfen würde. Es
kann auch nicht im britischen Interesse liegen. Deshalb
zählen wir sehr darauf, dass der britische Premierminis-
ter alles unternehmen wird, seine EU-Präsidentschaft er-
folgreich abzuschließen.

Es ist dringend erforderlich, die Frage der künftigen
Finanzierung der Europäischen Union endlich vom
Tisch zu bekommen, damit sich die EU auf die Überwin-
dung ihrer Krise konzentrieren kann. Wenn wir bei den
Bürgern mehr Akzeptanz für die Europäische Union
schaffen wollen, dann müssen wir ihnen das Gefühl ver-
mitteln, dass die EU fähig ist, die dringenden Probleme
zu lösen, beispielsweise zur Bewältigung der Globalisie-
rung deutlich mehr wirtschaftliche Stärke und Moderni-
tät zu entwickeln und damit Arbeitsplätze zu schaffen.
Was mit der Lissabonner Strategie entwickelt wurde,
ist nach wie vor richtig: flexible Arbeitsmärkte, die wei-
tere Öffnung des Binnenmarkts, die stärkere Förderung
von Forschung, eine stete Verbesserung von beruflichen
Qualifikationen. Wenn wir dem Wettbewerb standhalten
wollen, den andere Regionen der Welt entfalten, dann
gibt es dazu keine Alternative. Aber dann dürfen der
Kok-Bericht und andere Gutachten nicht länger in den
Schubladen begraben bleiben, 

(Zuruf des Abg. Dr. Werner Hoyer [FDP])

sondern dann müssen die Europäische Union und ihre
Mitgliedstaaten die Lissabonner Strategie endlich umset-
zen. Lieber Herr Kollege Hoyer, was die Koalition in ih-
rem Koalitionsvertrag vorgelegt hat, ist der ernsthafte
Versuch, bei dieser Umsetzung ein gutes Stück weiterzu-
kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD –
Dr. Werner Hoyer [FDP]: Das glauben Sie ja
selber nicht!)

Zu der breiten Diskussion über die Zukunft der Euro-
päischen Union gehört natürlich auch die Frage nach der
Aufnahmefähigkeit der EU. Wenn es keine Rückent-
wicklung der EU zu einer gehobenen Freihandelszone
geben soll, sondern wenn, wie es die Außenminister am
3. Oktober beschlossen haben, Zusammenhalt, Wirk-
samkeit und Handlungsfähigkeit der EU verbessert wer-
den sollen und der Integrationsprozess vertieft werden
soll, dann müssen wir unter österreichischer Präsident-
schaft im nächsten Halbjahr eine grundsätzliche Debatte
darüber führen, wie dies erreicht werden kann. Wir alle
wissen, wie schwer es in den nächsten 18 Monaten bis
nach den französischen Wahlen werden wird, wichtige
Grundsatzentscheidungen zu treffen. Doch diese Zeit
kann und sollte dazu genutzt werden, über die verschie-
denen Vorstellungen von Europa, die es unter den
25 Mitgliedstaaten gibt, zu sprechen und dann daraus
auch Konsequenzen zu ziehen. Die so genannte Denk-
pause, die sich die EU verordnet hat, ist kein Freibrief
für Nichtstun. In diesem Sinne sollten wir als Deutscher
Bundestag vorbildlich handeln. Wir sollten auch die An-
regung der österreichischen Präsidentschaft aufgreifen
und die Fragen betreffend den westlichen Balkan, die
Sie erwähnt haben, Herr Außenminister, in den Mittel-
punkt unserer Überlegungen stellen.

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Ich erteile dem Kollegen Diether Dehm, Die Linke,

das Wort.

Dr. Diether Dehm (DIE LINKE): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Nach dem Scheitern des Verfassungsvertrages
bei den Volksentscheiden in Frankreich und den Nieder-
landen scheiterte auch der Versuch, sich im Europäi-
schen Rat am 16./17. Mai vergangenen Jahres auf eine
Finanzielle Vorausschau für die Jahre 2007 bis 2013 zu
einigen. Allgemein war die Rede von der Krise der
Europäischen Union; nur am Bewusstsein bezüglich
des Charakters und der Tiefe der Krise fehlte es bei Ih-
nen, den Regierenden, und es gab keinen Gedanken da-
ran, dass der Verfassungsvertrag seines Inhalts wegen
abgelehnt worden war,

(Beifall bei der LINKEN)

und vor der finanziellen Weichenstellung keinen Ver-
such, den Weg der Union seit Maastricht kritisch zu hin-
terfragen.

Dabei weiß doch offenbar niemand so recht Antwor-
ten auf vier zentrale Fragen:

Auf welcher Grundlage sind eine nachholende Ent-
wicklung der beigetretenen Länder und ein umfassender
sozialer Zusammenhalt in der Union möglich?

Kann die Europäische Union den gewachsenen Auf-
gaben mit derselben Finanzausstattung gerecht werden
oder gar mit einer geringeren?

Können in Phasen konjunktureller Stagnation zusätz-
liche finanzielle Leistungen von den Mitgliedstaaten er-
wartet und zugleich die Einhaltung der Maastricht-Krite-
rien verlangt werden?

Ist es den Ländern, die an sich finanziell leistungsfä-
higer sind als andere, überhaupt möglich, zusätzliche
Beiträge an die Europäische Union aufzubringen, wenn
nicht zugleich Steuerdumping europaweit unterbunden
wird?

(Beifall bei der LINKEN)

Diese Fragen, meine Damen und Herren, wurden
nicht einmal gestellt. Stattdessen wurde ein weiteres Mal
nach dem ebenso beliebten wie irrealen Motto „Mehr
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Europa für weniger Geld“ verfahren. Ich sage für die
Linke, nicht nur in Deutschland: Das gibt Widerstand!

(Beifall bei der LINKEN)

Bei der Deckelung tat sich besonders die rot-grüne
Bundesregierung hervor, unterstützt von den beiden an-
deren neoliberalen Bundestagsfraktionen. Zusammen
mit den Regierungen der anderen Nettozahler trat sie da-
für ein, die finanzielle Entwicklung auf 1 Prozent der ge-
meinschaftlichen Wirtschaftsleistung zu schrumpfen.
Auch daran, an Ihnen, scheiterten die Versuche von
Jean-Claude Juncker, bei einem Prozentsatz von 1,06 zu
einer Einigung zu gelangen. Nicht nur am Britenrabatt.
Und nicht nur an der Verteidigung des Agrarkompromis-
ses von 2003 durch die französische Regierung. Es
fehlte auch an der Bereitschaft der Bundesregierung, ei-
nen Beitrag zu zahlen, der den Vorteilen entspricht, die
wir als Exportweltmeister aus der EU und auch aus der
Erweiterung ziehen.

(Beifall bei der LINKEN)

Inzwischen war die Präsidentschaft der Europäischen
Union auf Großbritannien übergegangen. Tony Blair hat
zu ihrem Beginn in leuchtenden Farben fulminante Bil-
der gemalt. Danach geschah nicht viel. Erst jetzt, nach
fünf Monaten, kurz vor Ende seiner Präsidentschaft,
wurde ein neuer Vorschlag für die finanzielle Voraus-
schau vorgelegt. Der Bundestag ist von diesen Vorschlä-
gen durch die Bundesregierung nur sehr unvollkommen
informiert worden. Das ist nicht nur bedauerlich; das ist
gänzlich inakzeptabel und stellt eine Missachtung der
parlamentarischen Informations- und Kontrollrechte dar.

(Beifall bei der LINKEN)

Nach zugänglichen Presseberichten, etwa in der
„FAZ“ von gestern, wird deutlich, dass der jetzige Vor-
schlag sich auf 1,03 Prozent beläuft, 24 Milliarden Euro
weniger als beim Vorschlag Junckers. Das erfordert er-
hebliche Kürzungen, die von uns Linken so nicht hinge-
nommen werden können.

(Beifall bei der LINKEN)

Nach meinen Informationen sollen unter anderem die
Ausgaben für den Fonds für ländliche Entwicklung um
10 Prozent gekürzt werden, ganz im Gegensatz zu den
Sonntagsreden gegenüber den Bauern, in denen sich be-
sonders die Unionsparteien gefallen.

(Beifall bei der LINKEN – Volker Kauder 
[CDU/CSU]: Na, na!)

Das ähnelt sehr stark dem Umgang mit dem Mittelstand,
der stets sonntags gepriesen wird, während werktags die
Großbanken und Konzerne gegenüber Klein- und Mittel-
unternehmen steuerlich privilegiert und von Regulierun-
gen weithin freigestellt werden.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Dann wollen Sie noch, dass die Ermäßigung der Mehr-
wertsteuer für unsere Kleinunternehmer in der EU nicht
verlängert wird. Das, meine Damen und Herren, ist nun
wirklich mittelstandsfeindlich.

(Beifall bei der LINKEN)
Zu hören ist auch, dass die Strukturfondsmittel für
die neuen Mitgliedstaaten um 10 Prozent oder
16 Milliarden Euro niedriger ausfallen sollen als im
Luxemburger Vorschlag. Welche Folgen hätte das für die
wirtschaftliche Entwicklung dieser Länder, insbesondere
für deren Infrastruktur und industriellen Sektor – auch
unter ökologischen Gesichtspunkten! In der gestrigen
Sitzung des Europa-Ausschusses haben Regierungsver-
treter die geplanten Einschnitte zu relativieren versucht:
Man müsse ja den Beitrittsländern nur helfen, die vorge-
sehenen Mittel schneller abzurufen und über einen län-
geren Zeitraum einsetzen zu können; das sei genug der
Hilfe. Es fällt schwer, so etwas nicht für Zynismus zu
halten. 

Wer darf sich da noch wundern, wenn Beitrittsländer
nach anderen Instrumenten suchen? Etwa Steuerdum-
ping oder das Absenken sozialer und ökologischer Stan-
dards.

Dann kommt noch die Dienstleistungsrichtlinie mit
dem viele soziale Standards platt machenden und ag-
gressiven Herkunftslandsprinzip. Eine Konkurrenz um
Unternehmensansiedlungen mit Mitteln des Steuerdum-
pings führt nur zur Umverteilung zwischen den verschie-
denen Mitgliedstaaten, nicht zur Stärkung des Wirt-
schaftspotenzials insgesamt. Im Ergebnis führt es zu
sinkenden Steuereinnahmen besonders in den alten Mit-
gliedstaaten. 

Die mangelnde Bereitschaft, sich an einer aktiven
europäischen Strukturpolitik für Arbeitsplätze und
Mittelstand durch zusätzliche finanzielle Mittel zu be-
teiligen, führt dann nicht zu einer besseren, sondern zu
einer schlechteren Haushaltssituation. Die Möglichkei-
ten, den immer weltfremderen Maastricht-Kriterien zu
genügen, würden noch geringer. Was bliebe? Natürlich:
Die Nettozahlungen an die EU könnten ja weiter redu-
ziert werden. Und: Dann ginge der ganze neoliberale
Zirkel wieder von vorne los.

Es zeigt sich ganz deutlich: Genau wie auf der Ebene
der Einzelstaaten spielt die dogmatische Sparpolitik
eine verhängnisvolle Rolle. Statt über die öffentlichen
Hände, also den Fiskus, unproduktive Geldvermögen für
produktive Investitionen zu mobilisieren, werden Leis-
tungen eingeschränkt oder jedenfalls begrenzt. Das
hieße ja, heilige Kühe wie die Deutsche Bank, Daimler
und Allianz einmal wirklich steuerlich anzupacken.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber so führt die Privilegierung hoher Einkommen
und Vermögen zur Einschränkung öffentlicher Leis-
tungsfähigkeit, auch im europäischen Bereich. Konse-
quenz ist, dass vorhandene Entwicklungspotenziale still-
gelegt statt genutzt werden, dass sich eine noch stärkere
soziale Polarisierung im Land und eine Konfliktver-
schärfung zwischen den verschiedenen Mitgliedstaaten
ergeben. Es ist die Ausdehnung des Wettbewerbskanni-
balismus auf die gesamte Europapolitik! Sozialstaat und
auch Demokratie, die ja, meine Damen und Herren von
den Liberalen, auf Gleichheitsgrundsätzen beruht, kom-
men dabei unter die Räder.
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Die Kanzlerin zitierte verfälschend. „Lassen Sie uns
mehr Freiheit wagen!“. Das war nicht Willy Brandt, das
war Strauß mit seinem „Freiheit statt Sozialismus!“. Das
ist die Freiheit des Herrn Bolkestein;

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Guido Westerwelle 
[FDP]: Nichts gegen Frits!)

das ist die globale Freiheit der Großbanken von demo-
kratischen Grundregeln. Das ist der Freiheitsbegriff des
Urvaters der Neoliberalen, von Hayek, der es in seinen
„Grundsätzen einer liberalen Gesellschaft“ so formu-
lierte:

Politische Freiheit im Sinne von Demokratie, „in-
nere“ Freiheit, Freiheit im Sinne des Fehlens von
Hindernissen für die Verwirklichung unserer Wün-
sche oder gar „Freiheit von“ Furcht und Mangel ha-
ben wenig mit individueller Freiheit zu tun und ste-
hen im Konflikt mit ihr.

Dieser neoliberale Freiheitsbegriff steht im Gegensatz
zu unserem Grundgesetz. Deswegen wurde die EU-Ver-
fassung abgelehnt. Deswegen werden wir Anfang des
nächsten Jahres gegen Bolkestein in Straßburg demons-
trieren. Deswegen bleiben wir Linken da schon lieber
beim Original, bei Willy Brandt: Wir wollen mehr De-
mokratie wagen!

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Herr Kollege Dehm, das war Ihre erste Rede im Deut-

schen Bundestag,

(Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: Das war aber 
nicht gut, Herr Präsident!)

zu der ich herzlich gratuliere, verbunden mit allen guten
Wünschen für Ihre weitere parlamentarische Arbeit.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU, der SPD, der FDP und
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich erteile das Wort nun dem Kollegen Rainder
Steenblock, Bündnis 90/Die Grünen.

Rainder Steenblock (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sehr verehrter Herr Außenminister, das war ja im
Grunde die erste Regierungserklärung dieser neuen gro-
ßen Koalition zum Thema Europa. Die Europäische
Union – Sie selber haben das angesprochen – ist in einer
tiefen Krise. Ich hätte mir in dieser Situation gewünscht,
dass die Bundesregierung mit ein bisschen mehr Feuer,
mit ein bisschen mehr visionärer Kraft für dieses Eu-
ropa, so wie es sich der Deutsche Bundestag immer mit
großer Geschlossenheit gewünscht hat, eingetreten wäre. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Denn, verehrte Frau Merkel und Herr Steinmeier, gerade
Sie in der neuen Bundesregierung, die sich in diesem
Parlament auf eine große Mehrheit stützen kann, haben
in der vor uns liegenden Zeit eine zentrale Aufgabe. Die
finanzielle Vorausschau wird ein erster Schritt dabei
sein. 

Ich hätte mir auch gewünscht, dass Sie im Hinblick
darauf, dass Deutschland die Präsidentschaft der EU in
einer entscheidenden Phase übernehmen wird – wir alle
wünschen Ihnen dafür viel Erfolg –, schon heute die
Richtung Ihrer Politik deutlich gemacht hätten. 

Wir hatten große Erwartungen. Der Koalitionsver-
trag – das will ich aus meiner Sicht sagen – ist, gerade
was das Thema Europa angeht, positiv formuliert. Eu-
ropa wird in den Mittelpunkt gestellt. Aber wenn wir die
Theorie mit der Praxis der europäischen Politik der Bun-
desregierung, die in den letzten Tagen deutlich wurde,
vergleichen, dann muss ich sagen: Der theoretische
Überbau des Koalitionsvertrages hat mit der Wirklich-
keit leider nicht sehr viel zu tun. 

Schauen wir uns an, welche Rolle die deutsche Regie-
rung bei REACH und der Vorratsdatenspeicherung
gespielt hat. Bei REACH kommt es zu weniger Ge-
sundheitsschutz. Die gefährlichen Chemikalien sind so-
zusagen geschont worden. Das ist nicht das Europa, das
die Bürger wollen. Sie wollen auch nicht weniger
Datenschutz, wie dies jetzt auf deutliche Intervention
der Bundesregierung gegen die große Mehrheit in die-
sem Hause befürwortet wurde. Beim Telekommunika-
tionsgesetz waren wir uns alle einig, dass wir das nicht
wollen. 

(Dr. Martina Krogmann [CDU/CSU]: Das 
stimmt gar nicht!)

Jetzt hat die Bundesregierung in den Verhandlungen
plötzlich eine Position eingenommen, die das generelle
Votum des Deutschen Bundestages nicht beachtet hat. 

Das ist nicht das Europa, das die Menschen wollen.
Sie wollen ein Europa, das ihre Rechte und ihre Zukunft
sichert. Sie wollen nicht weniger, sondern mehr Gesund-
heitsschutz, nicht weniger, sondern mehr Datenschutz. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist das Europa, das wir wollen. 

Wir müssen auch das sensibel wahrnehmen, was sich
in Frankreich und in anderen Ländern und auch in
Deutschland abspielt. Meine Einschätzung ist nicht, dass
die Menschen weniger Europa wollen. Die Sensibilität
in der Bevölkerung ist durchaus groß. Sie wollen nur
nicht das Europa, das ihnen zum Teil vermittelt wird;
denn dieses Europa schützt nicht ihre Lebensinteressen
und ihre Zukunftsinteressen, sondern handelt an diesen
Interessen vorbei. 

Deshalb glaube ich auch nicht, dass es in Zukunft nur
darum geht, eine bessere Kommunikation zu erreichen,
neue Werbebroschüren über Europa zu verteilen und
neue PR-Kampagnen zu machen. Wir müssen vielmehr
inhaltlich auf dieses Europa Einfluss nehmen. Wir müs-
sen eine Vision von der Zukunft Europas haben und
brauchen keine neuen Hochglanzbroschüren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ein zentraler Teil dieses Europas ist natürlich die
finanzielle Vorausschau. Mit dem Haushalt der Euro-
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päischen Union werden zentrale Weichen gestellt. Las-
sen Sie mich in diesem Zusammenhang einen zentralen
Punkt nennen. Wie wir Europa kaputtreden können, Herr
Schockenhoff, das haben Sie gerade wieder in Ihrer
Rede bezüglich der Finanzfrage deutlich gemacht. 

(Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: Nein, aber 
wirklich nicht!)

Wenn wir die europäische Finanzpolitik nur als Nettosal-
denpolitik der nationalen Interessen darstellen, dann
werden wir an der Verantwortung, die wir für Europa
tragen, scheitern. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN –
Dr. Norbert Röttgen [CDU/CSU]: Genau das
Gegenteil hat er gemeint!)

– Nein. Er hat wieder die Rechnung aufgemacht, wie
viel wir einbezahlen und wie viel wir aus dem Haushalt
zurückbekommen. 

(Dr. Norbert Röttgen [CDU/CSU]: Er hat von 
Vertrauen und Akzeptanz gesprochen!)

Herr Hoyer hat den europäischen Mehrwert angespro-
chen. Ich bezeichne es als Integrationsdividende. Un-
sere deutsche Volkswirtschaft, die deutschen Arbeits-
plätze leben zentral vom europäischen Binnenmarkt.
Das kann man mit dieser Nettosaldenpolitik überhaupt
nicht fassen. Wir brauchen mehr Integration; denn dies
tut den Menschen gut. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir brauchen aber auch einen Haushalt, der die zen-
tralen Zukunftsherausforderungen berücksichtigt. Inno-
vation, Bildung und Forschung, das sind die Schwer-
punkte eines zukünftigen Europas, mit denen man auch
in einer globalisierten Welt bestehen und Maßstäbe set-
zen kann. 

Es ist schon skurril bis erschreckend, was der briti-
sche Premierminister in seiner Präsidentschaft veran-
staltet hat: seine Reden auf der einen Seite und die Pra-
xis auf der anderen Seite. Er gibt uns erst unsere Ziele
vor und kürzt dann die Mittel für den europäischen
Haushalt. Diese Widersprüchlichkeit ist es, die die Men-
schen überdrüssig macht, wenn es um die europäische
Frage geht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir brauchen Innovationskraft, wir brauchen aber
auch Solidarität. Wer versucht, gerade bei der Solidari-
tät mit unseren neuen Beitrittsländern die Sparbüchse
aufzumachen, der wird die Integrationskraft, die Europa
in Richtung Spanien und Irland positiv entwickelt hat, in
Richtung Osten schwächen und damit viele unserer Ver-
sprechungen verletzen. Deshalb bin ich sehr dafür – das
sage ich für die Fraktion der Grünen –, dass wir die soli-
darische Verpflichtung, die wir mit der Osterweiterung
übernommen haben, auch in materielle Verantwortung
umsetzen. Das muss sich im Haushalt widerspiegeln. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)
Wir brauchen eine andere Agrarpolitik; ich glaube,
darin sind wir uns alle einig. Es wird daher sehr wichtig
sein, dass die deutsche Bundesregierung in den Finanz-
verhandlungen auch dafür sorgt, dass wir im Hinblick
auf den neuen Finanzrahmen dazu kommen, schon sehr
früh neue Weichenstellungen für den nächsten Haushalt
vorzunehmen. Sie dürfen nicht auf dem Kleinklein der
Abstimmungen des Vorjahres beruhen. Wir brauchen
Überprüfungsregelungen, die schon sehr früh anzeigen,
dass diese Form der Agrarpolitik zu Ende ist. Ich glaube,
wir haben zugelassen – ich will das einmal etwas lax for-
mulieren –, dass Europa auf materieller Ebene zu lange
eine Bauernrepublik war und sich nicht den zentralen
Zukunftsaufgaben gewidmet hat. Der Binnenmarkt war
ein richtiger Schritt. Dieser Schritt ist allerdings nicht
konsequent genug in anderen Bereichen unternommen
worden. Das bereitet uns die Probleme, die wir heute ha-
ben. Die Weigerung der Franzosen, sich in diesem Be-
reich zu bewegen, basiert auf einer vertraglichen Grund-
lage, die wir akzeptieren. Wir müssen aber dazu
kommen, diese Agrarpolitik zu verändern, auch auf-
grund unserer internationalen Verhandlungen; die WTO
sei hier nur als Stichwort genannt.

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, die deutsche
Bundesregierung hat in ihrem Koalitionsvertrag einen
zentralen Satz niedergeschrieben, den ich hier gerne
zitieren möchte:

Deutschland trägt aufgrund seiner Geschichte so-
wie seines politischen und wirtschaftlichen Ge-
wichts eine besondere Verantwortung für den Erhalt
und die Entwicklung des europäischen Integrations-
werks. 

Sehr verehrte Frau Merkel, dieser Satz ist richtig; wir
unterschreiben das. Dies verpflichtet Sie aber gerade an-
gesichts der anstehenden Verhandlungen, die gestärkte
deutsche Rolle zur Geltung zu bringen. Europa braucht
hier einen Erfolg, nicht um jeden Preis. Ein positiver Ab-
schluss der Verhandlungen wäre jedoch ein ausgespro-
chen solider Schritt, um Europa für das nächste Jahr und
auch mit Blick auf die deutsche Präsidentschaft als Er-
folgsprojekt diskutierbar zu machen. Dies ist aufgrund
der negativen Entwicklungen notwendig. 

Wir wünschen Ihnen viel Erfolg, sagen aber sehr
deutlich: Europa braucht keine deutsche Maggie
Thatcher. Europa braucht eine Lady Europe.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Auf diesem Wege werden wir Sie gerne unterstützen. In
dieser Hinsicht wünschen wir Ihnen viel Erfolg. Wir hof-
fen, dass Sie ihn haben werden, im Interesse Europas. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Für die SPD-Fraktion spricht nun die Kollegin

Angelica Schwall-Düren.

(Dr. Guido Westerwelle [FDP]: Da kommt 
Lady Europe!)
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Dr. Angelica Schwall-Düren (SPD): 
Eine von vielen. – Herr Präsident! Meine lieben Kol-

legen! Liebe Kolleginnen! Wir sind uns hier alle einig,
dass mit diesem Europäischen Rat ein schwieriges Jahr
für die Europäische Union zu Ende geht.

Ich habe den Eindruck, dass wir uns über alle Frak-
tionsgrenzen hinweg einig sind, dass das negative Er-
gebnis der Verfassungsreferenden und der gescheiterte
Gipfel in Luxemburg natürlich einen ganz gewichtigen
Anteil an dieser Krise haben. Aber, Herr Dehm, es lag
nicht am Inhalt der Verfassung, dass einige Referenden
negativ ausgegangen sind, 

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Aber ja!)

sondern es gab viele unterschiedliche Gründe für die Ab-
lehnung.

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Haben Sie 
es immer noch nicht verstanden?)

Unter anderem lag es daran, dass die Menschen die Aus-
wirkungen nationaler Politik abgelehnt haben, dass die
Bürger mit ihren Ängsten allein gelassen wurden und
dass sie es der EU nicht zutrauen, die anstehenden Pro-
bleme zu lösen.

Deswegen kommt es in der Tat, Herr Steenblock, da-
rauf an, dass ganz konkrete Schritte gemacht und Fragen
und Wünsche der Bürgerinnen und Bürger von der Poli-
tik tatsächlich positiv aufgegriffen werden. Aber das
kann natürlich nicht heißen, dass man in Brüssel mit Ma-
ximalforderungen auftritt und letztlich vielleicht eine
Blockade herbeiführt, die überhaupt nichts voranbringt
oder löst. 

Herr Dehm, die Skepsis der Bürgerinnen und Bür-
ger ist nicht von der Höhe des Budgets abhängig. 

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Auswirkun-
gen!)

Das wäre völlig fehl gedacht. Vielmehr kommt es darauf
an, dass überhaupt ein Budget zustande kommt, damit
die Politik handlungsfähig ist. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Die Skepsis gegenüber den europäischen Institutio-
nen besteht nicht zu Recht. Die Blockade ist – so hat es
jüngst eine Journalistin beim Deutsch-Ungarischen Fo-
rum in Budapest formuliert – nicht von der Kommission
oder vom Europäischen Parlament verursacht worden,
stattdessen trägt jeder einzelne Regierungschef, der sich
im Europäischen Rat einem Konsens verweigert, die
Verantwortung dafür. Deswegen, Herr Dehm, muss ich
Ihren Vorwurf gegenüber Deutschland zurückweisen. In
Luxemburg hat Deutschland den dort vorgetragenen
Kompromiss mitgetragen, wie übrigens 21 andere Staa-
ten auch. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auf der Agenda des
bevorstehenden Europäischen Rates stehen wichtige
Themen, die weiterverfolgt werden müssen. Zu nennen
sind hier insbesondere die Fortführung der Diskussion
zur künftigen Entwicklung der Europäischen Union, das
heute schon öfter erwähnte „große Projekt“, die Gestal-
tung der künftigen Nachbarschaftspolitik der Gemein-
schaft, eine europäische Strategie für Afrika sowie die
Zusammenarbeit in der Migrationspolitik und bei der
Bekämpfung des Terrorismus. Hierzu gehört auch die
eindeutige Zurückweisung der unakzeptablen Äußerung
des iranischen Staatspräsidenten gegenüber Israel durch
die EU.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und der FDP und des Abg.
Dr. Diether Dehm [DIE LINKE])

Das zentrale Thema des Europäischen Rates ist die
Frage, ob eine Lösung für die künftige Finanzierung der
Europäischen Union gefunden und eine Einigung über
die finanzielle Vorausschau 2007 bis 2013 erzielt wer-
den kann. Nachdem die Finanzverhandlungen im Euro-
päischen Rat im Juni nicht zuletzt an Großbritannien ge-
scheitert waren, sah es lange Zeit so aus, als ob die
britische Präsidentschaft keinen weiteren Einigungsver-
such wagen oder zustande bringen würde. Deshalb ist es
zu begrüßen, dass sich die britische Regierung nun doch
entschieden hat, ihrer Verantwortung für die Gemein-
schaft gerecht zu werden und neue Kompromissvor-
schläge vorzulegen. 

Grundlegende Pfeiler der Europäischen Union sind
das europäische Gesellschaftsmodell und die Solidarität
zwischen den Mitgliedstaaten. Diese findet Ausdruck
in der Struktur- und Kohäsionspolitik der Gemeinschaft.
Ziel dieser Politik ist es, dass die wirtschaftlich schwä-
cheren Regionen und Mitgliedstaaten an die stärkeren
herangeführt werden und so die Ungleichgewichte über-
wunden werden können. Von dieser Politik haben die
Mitgliedstaaten und die Gemeinschaft profitiert. Irland
und Spanien sind hierfür gute Beispiele. Aber auch die
ostdeutschen Länder haben europäische Strukturförde-
rungen in großem Umfang erhalten. Es ist nur wenigen
bekannt – das muss an dieser Stelle gesagt werden und
hat nichts mit Aufrechnungen zu tun –, dass Deutschland
nach Spanien im laufenden Finanzzeitraum, in absoluten
Zahlen, der zweitgrößte Empfänger von Strukturmitteln
der EU ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Aber es ist richtig, Herr Steenblock: Wir sollten nicht
vergessen, dass wir jenseits der direkten Rückflüsse wirt-
schaftlich enorm von der Erweiterung profitieren; denn
trotz oder gerade wegen der erweiterten europäischen
Arbeitsteilung und der damit teilweise verbundenen
Standortverlagerungen profitieren wir als Exportnation
von der steigenden Kaufkraft in unseren Nachbarländern.
Nur wenn Arbeitnehmer in Polen anständige Löhne ver-
dienen, können sie sich deutsche Autos leisten.

Wir stehen gegenüber den neu beigetretenen Ländern
im Wort. Länder wie Tschechien und Estland haben nach
dem Fall der Mauer einen Transformationsprozess
durchlaufen, der von den Bürgern große Anpassungsleis-
tungen erforderte. Deswegen erwarten unsere Nachbarn
nun zu Recht unsere Solidarität. Solidarität bedeutet al-
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lerdings nicht nur Solidarität bei den Ausgaben der Ge-
meinschaft, sondern auch bei ihrer Finanzierung. Solida-
rität auf der Einnahmenseite der Union bedeutet, dass
sich alle Mitgliedstaaten fair, das heißt nach ihrer Leis-
tungsfähigkeit, an der Finanzierung der Gemeinschaft
beteiligen. Hierbei sind Anpassungen erforderlich, da ur-
sprünglich ärmere Mitgliedstaaten – nicht zuletzt durch
die EU-Hilfen – wirtschaftlich aufgeholt haben, sogar in
die erste Reihe aufgerückt sind.

Diese Anpassungen sind insbesondere im Hinblick
auf die Kosten der Erweiterung relevant. Diese Erwei-
terung wurde gemeinsam von allen Mitgliedstaaten be-
schlossen. Nun muss sie auch gemeinsam finanziert wer-
den. Gerade Großbritannien hat sich immer für die
Erweiterung stark gemacht. Deshalb ist es nicht nachzu-
vollziehen, dass sich Großbritannien nicht wie alle ande-
ren an der Finanzierung der Erweiterung beteiligt, son-
dern seinen Rabatt sogar von den Ärmeren mitbezahlen
lässt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, heute Vormittag
wissen wir noch nicht, ob es zu einer Einigung kommt.
Der schwierige Spagat einer wirklichen europäischen
Solidarität, auch gegenüber den neuen Mitgliedstaaten,
zwischen Ausgabenbegrenzung und einer gerechten
Lastenteilung bei der Finanzierung, ist noch nicht ge-
schafft. Dennoch will ich noch einmal unterstreichen,
dass sich Großbritannien erfreulicherweise bewegt hat
und bis 2013 auf einen kleinen Teil seines steigenden
Rabatts verzichten will. Den neuen Mitgliedstaaten wird
eine Kürzung der Strukturmittel zugemutet, allerdings
mit der Aussicht, dass die Inanspruchnahme der Mittel
erleichtert wird. Auf dieser Grundlage muss der Euro-
päische Rat nun ernsthaft verhandeln. Wir erwarten aber,
dass Großbritannien sich für Veränderungen noch stärker
öffnet und einem langfristigen, über das Jahr 2013 hi-
nausgehenden Abbau des Britenrabatts den Weg berei-
tet.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/
CSU und der LINKEN)

Die neuen Mitgliedstaaten werden die volle Solidari-
tät Deutschlands erfahren, wenn es darum geht, die
eventuell geringfügig reduzierten Mittel so optimal wie
möglich zu nutzen. Herr Steenblock, dass wir die Not-
wendigkeit sehen, den Weg der Reformen auch im Be-
reich der Agrarpolitik fortzusetzen, haben wir schon im
Koalitionsvertrag zum Ausdruck gebracht. Lösungen
lassen sich in Europa nur gemeinsam finden. Deutsch-
land ist bereit, zusammen mit seinen Nachbarn und
Freunden nach Mitteln und Wegen zu suchen. Wir er-
warten deshalb ein Miteinander von größeren und klei-
neren Staaten, von Nettozahlern und Nettoempfängern.

Herr Hoyer, Deutschland wird mithelfen, dass dieser
Ausgleich zwischen Großen und Kleinen erfolgreich
vollzogen wird.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ob nun Deutsche, Franzosen, Niederländer, Schweden
oder Slowaken, um nur einige beispielhaft zu nennen –
wir alle müssen zu einem Kompromiss beitragen.
Erlauben Sie mir deshalb, in diesem Zusammenhang
an einen Satz unseres Altbundeskanzlers Gerhard
Schröder zu erinnern, der über die im Juni gescheiterten
Finanzverhandlungen schrieb – ich darf zitieren –: 

(Dr. Guido Westerwelle [FDP]: Na ja, aber 
nicht gerne!)

Am Ende haben ausgerechnet die ärmeren neuen
Mitglieder aus Mittel- und Osteuropa sich zu Ein-
schnitten bereit erklärt. Das war für die Reichen be-
schämend – ermutigend allerdings auch: Denn es
zeigt, dass der Geist der Solidarität zwischen den
Mitgliedstaaten noch lebendig ist. … Unsere
Freunde aus den Beitrittsländern haben bewiesen,
dass sie ihrer europäischen Verantwortung vollauf
gerecht werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, vom Frieden, von
der Demokratie und der Solidarität in Europa profitieren
alle Mitgliedstaaten. Deswegen müssen sich alle bewe-
gen. Niemand darf allein aus nationalen Interessen han-
deln. Ich bin sicher: Unsere Bundeskanzlerin Frau
Dr. Merkel und unser Außenminister Steinmeier werden
sich mit ganzer Kraft dafür einsetzen, einen erfolgrei-
chen Abschluss zu erreichen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Dr. Guido Westerwelle
[FDP]: So viel Liebe in diesem Hause!)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Das Wort erhält nun der Kollege Michael Link, FDP-

Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Michael Link (FDP): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn man

als engagierter Neuer in diesem Haus gleich in seiner
ersten Rede zum Thema finanzielle Vorausschau spre-
chen darf, dann kann einem der Zauber, der angeblich je-
dem Anfang innewohnt, rasch vergehen. Denn das, was
uns in Brüssel ab heute Abend bevorsteht – ein Kampf
mit harten Bandagen –, hat mit Zauber wirklich wenig
zu tun. Wir alle kennen schon jetzt die Bilder, die wir,
wenn wir Samstag früh aufstehen, sehen werden: von
angehaltenen Uhren, von letzten und allerletzten Kom-
promissen, von bleichen Gesichtern und bleichen Unter-
händlern – wir hoffen, dass es diesmal nicht so schlimm
wird.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der FDP)

Später wird wieder die Rechnung aufgemacht, wer
denn nun Gewinner und wer Verlierer des Gipfels ist.
Dann mag sich zwar der eine oder andere als Gewinner
dieses Schacherns fühlen. Aber oft, allzu oft ist es die
EU als Ganzes, die durch dieses untransparente Ver-
fahren verliert.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Rainder 
Steenblock [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])
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Ein kleiner Rückblick: Noch 1999, als auf dem Köl-
ner Gipfel die letzte finanzielle Vorausschau vereinbart
wurde, waren sich alle einig, dass eine Einigung in die-
ser Form, im letzten Augenblick, sich nicht wiederholen
sollte. Damals dachte man: Auf dem nächsten Gipfel zur
finanziellen Vorausschau wird alles besser; denn bis da-
hin wird es die EU-Verfassung geben, bis dahin werden
wir geregelte Verfahren haben, dann brauchen wir diese
interinstitutionellen Vereinbarungen nicht mehr.

Doch die EU-Verfassung haben wir noch lange nicht,
geschweige denn eine effiziente Finanzverfassung. So
stehen wir heute mehr denn je vor den Fragen: Was ist
uns die EU wert? Wofür geben wir Geld aus? Und wer
bezahlt? Zwei Schlagworte bestimmen die Diskussion
über die jüngsten Vorschläge der Kommission in der bri-
tischen Ratspräsidentschaft: „Draufsatteln“ lautet der
Vorschlag der Kommission und der britische Vorschlag
wird als „Totsparen“ bezeichnet. Beide führen uns nicht
weiter. Entscheidend ist vielmehr, dass die vorhandenen
finanziellen Mittel in zukunftsträchtige Politikfelder um-
geschichtet werden. Deshalb fordern die Liberalen eine
Haushaltspolitik, die sich klar zu Wettbewerb, Freihan-
del und globaler Verantwortung bekennt.

(Beifall bei der FDP)

Die EU hat sich mit den Jahren in einem Gespinst von
kaum mehr nachvollziehbaren, dafür aber umso teureren
Finanzkompromissen selbst gefangen. Gleichzeitig ver-
lieren wir mehr und mehr den Anschluss an die globali-
sierte Weltwirtschaft. Wir geben abenteuerliche Beträge
für Subventionen bestimmter Länder und Berufsgruppen
aus und vernachlässigen darüber sträflich Investitionen
in wirklichen europäischen Mehrwert: in Forschung, Bil-
dung, die transeuropäischen Netze und – ja, auch dies –
die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik, die
ebenfalls zu kurz kommt.

(Dr. Werner Hoyer [FDP]: Sehr richtig!)

Wenn es um die nächste finanzielle Vorausschau geht,
lautet daher die zentrale Forderung der FDP: mehr In-
vestitionen in die Wettbewerbsfähigkeit Europas.

Wie aber will man Sicherheit bewerten? Wie viel darf
Frieden kosten? Welchen Haushaltsansatz sollten wir für
den gewaltfreien Export von Menschenrechten und
Marktwirtschaft veranschlagen? All diese Zahlen kön-
nen wir nicht beziffern. Deshalb geht die Frage, die die
heutige Diskussion beherrscht – bist du Nettozahler oder
Nettoempfänger? –, am Thema vorbei; hier gebe ich
Herrn Steenblock völlig Recht. Die FDP erteilt dieser
Sichtweise, die nur auf die Nettosalden schielt, aber die
viel wichtigere Frage, wofür das vorhandene Geld aus-
gegeben wird, vergisst, eine klare Absage.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Rainder 
Steenblock [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir wollen mehr Investitionen in Europas Wettbewerbs-
fähigkeit. Wir bezweifeln, dass die beiden größten Aus-
gabeposten des Haushalts – Agrar- und Kohäsionspolitik –
so, wie sie heute sind, die richtigen Anreize setzen. So-
lange das so ist, dürfen wir den EU-Haushalt nicht ein-
fach weiterwachsen lassen. Die Vorschläge der Kommis-
sion und auch des Europäischen Parlaments mit
1,14 Prozent bzw. 1,07 Prozent gehen uns zu weit. Auch
der alte Luxemburger Kompromiss mit 1,06 Prozent und
der neueste britische Vorschlag mit 1,03 Prozent sind zu
teuer. 

Der Bundestag hat in der 15. Wahlperiode immer wie-
der betont, dass gegenwärtig mehr als 1,0 Prozent des
BNE nicht drin ist. Herr Finanzminister, Sie waren ges-
tern im Haushaltsausschuss und haben dort nochmals
von einer großen Mehrheit das klare Signal erhalten,
dass die Haushälter gerne am 1-Prozent-Ziel festhalten
würden. Die FDP hat das heute in ihrem Antrag noch
einmal deutlich gemacht. Bitte bleiben Sie beim 1-Pro-
zent-Ziel am Ball! Jetzt mag sich mancher fragen, was
diese Kommazahlen sollen. Sie machen aber einen gro-
ßen Unterschied. Rechnen wir das einmal im Vergleich
aus: Das jetzige 1-Prozent-Ziel entspricht 824 Milliarden
Euro. Beim manchmal genannten möglichen Kom-
promissziel von 1,045 Prozent wüchse der Haushalt auf
861 Milliarden Euro an. Der Unterschied von
37 Milliarden Euro bedeutete für Deutschland, dessen
Beitragsanteil bei ungefähr 20 Prozent liegt, verteilt auf
sieben Jahre über 7 Milliarden Euro Mehrkosten, also
jährlich Mehrausgaben von 1 Milliarde Euro; man muss
es einmal so deutlich sagen. Diese Kommastellen haben
es also in sich. 

(Beifall bei der FDP)

Herr Präsident, ich will die entscheidenden Punkte
zusammenfassen: Es wäre schön, wenn bei diesem Gip-
fel eine europäische Einigung erzielt werden könnte und
nicht, wie schon oft, jeder Regierungschef nach Hause
fährt und einen Sieg nationaler Interessen verkündet.
Wir brauchen nicht nur eine europäische Verfassung,
sondern auch – das ist vielleicht unser zweitwichtigstes
Anliegen –, eine europäische Finanzverfassung, die
klare und transparente Verfahren für zukünftige finan-
zielle Vorausschauen enthält. Der britische Vorschlag,
das gesamte Finanzsystem auf den Prüfstand zu stel-
len und damit 2009 auch eine Reform der gesamten Aus-
gaben und Einnahmen der EU zu verbinden, beinhaltet
auch – und das ist bemerkenswert –, im Zusammenhang
damit den eigenen Rabatt zu thematisieren. Dies ver-
dient unsere Zustimmung; denn dieser Rabatt ist ganz
klar ein Anachronismus, der genauso wie Maggie
Thatchers Handtasche ins Haus der Geschichte gehört.

(Beifall bei der FDP)

Wenn diese Punkte erfüllt sind und wir für die finan-
zielle Vorausschau möglichst das 1-Prozent-Ziel errei-
chen, könnte Außenminister Jack Straw doch noch
Recht haben, der gesagt hat, dieser Gipfel werde „good
for Europe and good for us“. Die FDP wünscht der Bun-
desregierung bei den anstehenden nächtlichen Verhand-
lungen eine glückliche Hand, gute Kondition und auch
europäischen Geist.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 8. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 15. Dezember 2005 427

(A) (C)

(B) (D)

 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Lieber Kollege Link, ich möchte auch Ihnen zu Ihrer

ersten Rede im Deutschen Bundestag herzlich gratulie-
ren, 

(Beifall)

verbunden mit allen guten Wünschen für die weitere Ar-
beit. 

Das Wort hat nun der Kollege Michael Stübgen,
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Michael Stübgen (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die

Tagung des Europäischen Rates in dieser Woche wird
dominiert von den Verhandlungen über die finanzielle
Vorausschau der Europäischen Union für die Jahre 2007
bis 2013. Den meisten von uns ist bekannt, dass es um
einen Haushalt von ungefähr 850 Milliarden Euro geht;
ich will das nur noch einmal in Erinnerung rufen. Das
hat etwas damit zu tun, dass die Europäische Union die
Praxis pflegt, ihren Haushalt faktisch für sieben Jahre
festzulegen. Haushaltsverhandlungen sind wie in jedem
Parlament so auch in der Europäischen Union nicht nur
Verhandlungen über Zahlen, sondern in den Haushalts-
verhandlungen spiegeln sich auch die politischen Priori-
täten eines Landes bzw. hier der Europäischen Union wi-
der. Bei der Debatte um die Höhe des Haushalts geht es
gleichsam um die Höhe der Förderung durch Struktur-
fonds, um die Höhe der Agrarförderung, der For-
schungsförderung und damit um die künftigen Schwer-
punkte der europäischen Politik. Wir reden eben auch
über die künftige gemeinsame Agrarpolitik, über die
Strukturpolitik, über die so genannte Lissabon-Strategie
und über die Rolle Europas in der Welt. Ich denke, dass
es richtig ist, die Auseinandersetzungen so heftig zu füh-
ren und so intensiv über den richtigen Weg nachzuden-
ken. Das muss sein; denn es wäre geradezu fahrlässig,
wenn über 850 Milliarden Euro so nebenbei beschlossen
werden würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Zu den Vorschlägen der britischen Ratspräsident-
schaft aus der vergangenen Woche und in leicht verän-
derter Form von gestern Mittag ist in den vergangenen
Tagen sehr viel Kritisches gesagt worden. Die Kritik war
zum Teil sehr heftig, zum Teil war sie mit Blick auf den
Verhandlungsausgang des Europäischen Rates taktisch
motiviert.

Viele dieser Kritikpunkte sind allerdings berechtigt.
Bedauerlicherweise hätte dieser Vorschlag, so wie er uns
heute vorliegt, fatale Auswirkungen. Man kann sich des
Eindrucks nicht erwehren, dass Großbritannien durch
diesen Vorschlag sein Privileg, nämlich den Beitragsra-
batt, schont und somit den Konsolidierungsbedarf über-
stark auf die neuen Mitgliedsländer, also auf die ärmsten
Länder in der Europäischen Union, verlagert. Dass dies
nicht einfach akzeptiert werden kann, auch von uns
nicht, liegt auf der Hand.
Der britische Vorschlag, auch der gestrige, hat jedoch
noch eine andere Seite: Er hat nach meiner festen Über-
zeugung das Potenzial, zu einer vernünftigen und ausge-
wogenen Einigung am Ende des kommenden Europäi-
schen Rates zu führen. Wo liegen diese Potenziale?
Darauf möchte ich etwas näher eingehen:

Zum Ersten. Der Haushaltsentwurf der britischen
Ratspräsidentschaft sieht einen sparsamen Haushalt
vor. Mit der Zielmarke von 1,03 Prozent des Bruttona-
tionaleinkommens ist dieser Haushalt kleiner als der des
Luxemburger Vorschlags. Der Bundesaußenminister
hatte mit Recht darauf hingewiesen, dass der Luxembur-
ger Kompromiss, der ja gescheitert ist, leicht über die
Grenzen der deutschen Belastbarkeit hinausging. Grund-
sätzlich ist dieser Entwurf also positiv. 

Positiv ist für uns auch, dass der britische Vorschlag
einen reduzierten Mehrwertsteuerabrufsatz bei den Zah-
lungen für Deutschland vorsieht. Das ist berechtigt; denn
das trägt der Situation Rechnung, dass wir als Nettozah-
ler in Europa in besonderer Weise belastet sind. Insge-
samt bedeutet der Vorschlag Großbritanniens im Ver-
gleich zum Luxemburger Vorschlag eine Reduzierung
unserer Belastungen um etwa 3,5 Milliarden Euro. Das
ist grundsätzlich richtig. Natürlich gibt es jetzt Auf-
wuchstendenzen. Aber als Grundlage der Verhandlungen
ist das für uns gut. 

Zum Zweiten. Die britische Regierung ist das erste
Mal seit dem Europäischen Rat von Fontainebleau von
1984, auf dem der berüchtigte Beitragsrabatt mit der
Zustimmung Deutschlands beschlossen wurde, bereit,
überhaupt über den Beitragsrabatt zu sprechen und ihn,
zumindest in einem kleinen Bereich, zur Disposition zu
stellen. Das ist ein riesengroßer Fortschritt und war vor
wenigen Wochen noch nicht zu erwarten. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Großbritannien muss sich allerdings, wie ich denke,
noch in zwei Punkten bewegen – Ansätze sind beim
neuen Vorschlag von gestern Mittag schon zu erkennen –:
Zum einen muss die Reduzierung des britischen Bei-
tragsrabatts dauerhaft sein, also über das Jahr 2013 hi-
naus reichen, zum anderen muss die Reduktion noch et-
was stärker sein. Dann, denke ich, ist eine Einigung
möglich.

Zum Dritten. Die drastische Reduzierung der Struk-
turfondsmittel um etwa 14 Milliarden Euro, vorge-
schlagen von der britischen Ratspräsidentschaft, ist von
den neuen Mitgliedstaaten zu Recht kritisiert worden.
Schaut man aber genau in den Vorschlag hinein, so fin-
det man dort aber einige sehr vernünftige und richtige
Ansätze, die, wenn sie ausgebaut werden, nach meiner
Überzeugung zu einer Einigung führen könnten. So wird
zum Beispiel vorgeschlagen, den europäischen Kofinan-
zierungsanteil für die Strukturfondsmittel von bisher
75 Prozent auf 85 Prozent zu erhöhen und den neuen
Mitgliedsländern nach Bewilligung der Mittel drei Jahre
Zeit zu geben, die Mittel auszugeben und Projekte um-
zusetzen. Ich glaube, das ist ein richtiger Ansatz, und
zwar in mehrfacher Hinsicht: Zum einen wären die
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neuen Mitgliedsländer damit in der Lage, die notwendi-
gen Modernisierungen im Infrastrukturbereich wie auch
in anderen Bereichen schneller durchzuführen. Zum an-
deren würden wir mit solch einem Beschluss mit einer
lang gepflegten Praxis in der Europäischen Union auf-
räumen, dass nämlich gerade bei den Haushaltsansätzen
im Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung große
Scheindebatten geführt werden. Meist geschieht dies zur
stillen Freude der Finanzminister der Nettozahlerländer;
denn es war bisher immer so, dass die Ansätze der Spit-
zenzahlen in diesen Haushalten weit höher waren als
das, was jemals real ausgegeben worden ist, sodass jeder
Finanzminister eines Nettozahlerlandes in stiller Freude
immer damit rechnen konnte, dass er den Betrag, der ur-
sprünglich angesetzt worden ist, niemals ausgeben
musste. Es ist auch ein Beitrag zu mehr Transparenz und
Verständlichkeit der Europäischen Union, wenn wir
dazu kommen, dass die Beträge, die im Haushalt stehen,
dann auch real ausgegeben werden. Ich glaube, auch das
wäre sinnvoll. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Großbritannien hat in seinem Vorschlag auch nach-
haltigen Wert darauf gelegt, dass in diesem Finanzpla-
fond die Formulierung einer Revisionsklausel enthalten
sein soll. Ich weiß sehr genau, dass durch diese Revi-
sionsklausel, wenn sie aufgenommen wird, materiell
nichts verändert wird. Aber auch hier stimme ich der In-
tention Großbritanniens grundsätzlich zu; denn ich halte
es für richtig, dass sich die Europäische Union jetzt zu-
mindest verbal darauf einigt, dass die bisherige Agrar-
und Strukturpolitik, wie sie 2002 mit dem Agrarkompro-
miss fortgeführt worden ist, nicht ohne weiteres auf alle
Zeit und Ewigkeit so bleiben kann. Wir müssen auch
hier ansetzen, ohne dass wir den Kompromiss bis 2013
infrage stellen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, insgesamt liegt eine
Einigung für mich im Bereich des Möglichen. Ein Erfolg
wäre nicht nur wünschenswert, sondern für die Europäi-
sche Union ein wichtiges Signal am Ende eines nicht
übermäßig erfolgreichen europapolitischen Jahres. 

Viele Beobachter haben in den letzten Monaten mehr
politische Führung in der EU angemahnt und sie erhof-
fen dies gerade von der deutschen Bundesregierung. Die
Bundesregierung steht vor diesem Gipfel und während
dieses Europäischen Rates vor einer überaus schwieri-
gen Herausforderung. Bundeskanzlerin Angela Merkel
und die Bundesregierung haben diese Herausforderung
aber angenommen. Gerade in den letzten Wochen der
wichtigen Vorbereitungsphase dieses Europäischen Ra-
tes haben Sie, Frau Merkel, eine führende Rolle in der
Moderation und der Diskussion mit den Staats- und Re-
gierungschefs der neuen, der alten, der großen und der
kleinen Mitgliedsländer geführt. Das ist eine wichtige
Voraussetzung. Dafür danke ich.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)
Frau Bundeskanzlerin, ich wünsche Ihnen und dem
Bundesaußenminister, Herrn Steinmeier, für die nächs-
ten 50, 60 Stunden eine glückliche Hand, kluge Ent-
scheidungen und vor allen Dingen eiserne Nerven; denn
die braucht man dort auch. Wir alle wünschen uns einen
Erfolg, einen vernünftigen und ausgewogenen Haushalt.
Ich bin der festen Überzeugung, dass die Europäische
Union und auch wir in Deutschland diesen Erfolg brau-
chen. Es besteht die Möglichkeit, dass dieser Erfolg ge-
rade auch mit einer starken Führung der neuen Bundes-
regierung in Deutschland errungen werden kann.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der FDP)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Das Wort hat nun der Kollege Jürgen Trittin,

Bündnis 90/Die Grünen.

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich will

eine Vorbemerkung machen: Ich begrüße es außeror-
dentlich, dass die Bundesregierung sagt, diese EU könne
sich die Ausfälle von Herrn Ahmadinedschad aus dem
Iran nicht gefallen lassen. Es muss hier eine klare euro-
päische Antwort gegeben werden. Das Leugnen des
Holocaust und das Infragestellen des Existenzrechts
Israels kann von diesem Europa gemeinsam nicht akzep-
tiert werden.

(Beifall im ganzen Hause)

Ich füge aber auch hinzu: Man muss das seriös tun.
Dazu gehört für mich nicht, darüber zu spekulieren, den
Iran von der Fußballweltmeisterschaft auszuschließen.
Ich glaube, die Teilnahme wird eher die Zivilgesellschaft
im Iran als die Macht des Klerus stärken.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Die Überwindung der Krise der Europäischen Union
wird das große Projekt sein, das Sie, Frau Merkel, mit
der Präsidentschaft 2007 anzugehen haben. Die Schlüs-
selfrage dafür wird sein, ob es gelingt, dieses Europa
global wieder wettbewerbsfähiger zu machen, dies aber
in dem Wissen zu tun, dass es dazu eines Mehr an sozia-
ler Kohärenz und der Beachtung einer ökologischen
Nachhaltigkeit bedarf. Diesen Dreiklang zusammenzu-
halten und ihn nicht in Richtung ausschließlich der Wett-
bewerbsfähigkeit zu verabsolutieren, wie ich das gele-
gentlich aus Ihrer Ecke gehört habe, ist die Grundlage,
wie diesem europäischen Projekt als eine Antwort auf
die Globalisierung wieder so etwas wie eine Sinnstiftung
gegeben werden kann. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Voraussetzung dafür ist aber, dass sich das in der
Frage zuspitzt: Was wird demnächst mit den europäi-
schen Ressourcen passieren? Die Voraussetzung wird
also sein, eine Lösung für die Frage der finanziellen
Vorausschau zu finden. Hier haben Sie eine Riesen-
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chance, Frau Merkel. Ich habe vorhin wieder eine abfäl-
lige Bemerkung über das Verständnis von Direktorien
gehört. 

Sehen Sie, lieber Herr Hoyer, Sie wissen das selber
sehr gut: Gerade die kleinen Mitgliedstaaten in Europa
erwarten von den großen Mitgliedstaaten, dass diese
Verantwortung für das Ganze übernehmen und dieser
Verantwortung auch in schwierigen Situationen gerecht
werden. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN sowie des Abg.
Markus Meckel [SPD])

Das sage ich bewusst mit Blick auf die Widersprüche,
die diesem schwierigen Projekt zugrunde liegen. Es
wäre in Europa überhaupt nicht nach außen zu vermit-
teln, dass in diesem Europa ein Land wie Slowenien zum
Nettozahler wird und in der gleichen Entwicklung der
Britenrabatt von heute 5 Milliarden Euro auf 9 Milliar-
den Euro ansteigt. Das spitzt sich in diesen Stunden zu. 

Liebe Frau Merkel, wann anders gibt es überhaupt
eine Chance, an diesem Punkt unter Wahrung der Inte-
ressen hinsichtlich der Strukturfonds und auch unter
Wahrung des Kompromisses hinsichtlich der Agrarpoli-
tik etwas zu erreichen? Die erste Säule kann man schau-
erlich falsch finden – ich habe da erhebliche Beden-
ken –, aber das war ein Teil dieses Kompromisses, den
wir bis 2013 akzeptieren müssen. Wann wird wieder die
Chance bestehen, in der Frage des Rabattes zu einer Lö-
sung zu kommen, wenn nicht jetzt unter der britischen
Präsidentschaft? Das ist der Kern. 

Ich erwarte, dass diese Gelegenheit von Ihnen genutzt
wird und dass Sie das, was der Außenminister gesagt
hat, ernst meinen: In dieser Situation kann sich niemand
an bisherigen Dingen dogmatisch festhalten. Diese
Chance zu nutzen, dafür wünsche ich Ihnen eine feste
Hand.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Hans Eichel [SPD])

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Das Wort hat nun der Kollege Axel Schäfer, SPD-

Fraktion.

Axel Schäfer (Bochum) (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die

europäische Einigung steht heute vor einem zentralen
Problem: der sinkenden Zustimmung der Bürgerinnen
und Bürger. Die Lösung dieses Problems hat einen Na-
men: Es ist die europäische Einigung. 

Die britische Präsidentschaft zeigt: Wir müssen vieles
gleichzeitig tun, weil es sich nicht nacheinander lösen
lässt. Das Entscheidende ist die Handlungsfähigkeit. Am
Anfang dieses Halbjahres stand die Gefahr eines dreifa-
chen Scheiterns: das mögliche Scheitern der europäi-
schen Verfassung, das denkbare Scheitern weiterer
Beitrittsverhandlungen, das einstweilige Scheitern des
Finanzrahmens 2007 bis 2013. 
Wo stehen wir heute?

Erstens. Der Prozess zu einer europäischen Verfas-
sung befindet sich in einer Denkpause. Einige scheinen
das missverstanden zu haben und meinen, beim Denken
eine Pause einzulegen. In der veröffentlichten Meinung
unseres Landes jedenfalls ist von einer Debatte noch fast
nichts zu spüren. Der D-Plan der Europäischen Kommis-
sion hat auch etwas mit Denken, Demokratie, Dialog
und Diskussion zu tun. 

Klar ist: Wir brauchen keine Werbekampagnen – we-
der schöne Fernsehspots noch bunte Plakate. Wir brau-
chen Erfolg. Erfolg spricht für sich und er spricht für
uns. Jawohl: Die europäische Einigung war bisher insge-
samt eine Erfolgsstory.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Zweitens. Die Beitrittsverhandlungen mit der Tür-
kei wurden wie vereinbart begonnen. Die neu gewählte
Bundesregierung steht in der Kontinuität von Konrad
Adenauer über Willy Brandt und Helmut Kohl bis zu
Gerhard Schröder. Diese deutschen Kanzler haben den
Weg vorgezeichnet.

Mit Kroatien erhielt eine ehemals jugoslawische Re-
publik eine Chance und Mazedonien, einem weiteren
Westbalkanland, wurde die Tür geöffnet. Der Beitritt
von Bulgarien und Rumänien Anfang 2007 wurde zu
Recht mit klaren Vorgaben für die zu leistenden Anfor-
derungen verbunden.

Drittens. Besondere Anforderungen stellen wir bei
den Finanzen. Die Vorschau bis 2006, die unser heutiger
Außenminister in damals anderer Position, aber genauso
effektiv und kompetent mitgestaltet hat, ist ein gutes
Beispiel. Sie wurde unter der deutschen Ratspräsident-
schaft auf dem EU-Sondergipfel am 26. März 1999 auf
den Weg gebracht.

Ein anderer, der damals in noch wichtigerer Verant-
wortung war – bis 14 Tage vorher –, ist der jetzige Frak-
tionsvorsitzende der Linkspartei, PDS/WASG. Er hat
sich dieser Verantwortung bekanntlich entledigt. Damit
sind wir beim Thema Verantwortung. Sie, Herr Dehm,
entledigen sich heute Ihrer Verantwortung, die zum Bei-
spiel die PDS im Europäischen Parlament mit der Zu-
stimmung zur Verfassung übernommen hat, indem Sie
jetzt auf sehr billige Weise polemisieren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Bodo Ramelow [DIE
LINKE]: Das ist Unsinn, was Sie sagen! –
Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Alles
falsch!)

– Fragen Sie doch Ihre Kollegin Kaufmann! – Deshalb
sind Ihre Ratschläge heute das Letzte, was wir in puncto
Verantwortung für Europa gebrauchen können.

(Beifall bei der SPD – Bodo Ramelow [DIE 
LINKE]: Lesen! Billige Polemik!)

Wer jetzt einen Finanzkompromiss schmieden muss,
muss aus den Erfahrungen des Jahres 1999 lernen: Die
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deutsche Außenhandelsleistung, mit der wir Platz eins
einnehmen, muss mit unserem Wohlstandsranking
– Platz elf – und der Nettozahlerposition – Platz drei – in
eine politische Balance gebracht werden, die von
14 bzw. jetzt 24 Staaten mitgetragen wird.

Der Kommissionsvorschlag sieht bekanntlich
1,24 Prozent des Bruttonationaleinkommens als Ober-
grenze vor. Die auch von Deutschland richtigerweise
aufgestellte 1-Prozent-Forderung liegt schon nahe an
dem, was derzeit verhandelt wird.

Hierbei geht es selbstverständlich in erster Linie um
gesicherte Haushaltsentscheidungen. Es geht aber auch
um ein gesichertes Bild von Europa. Nennen wir das
Problem beim Namen: Bei zunehmender Europäisierung
unserer Gesellschaft und wachsender Europanotwendig-
keit überall auf dem Kontinent sind wir zugleich mit
dem zunehmenden Nationalismus in vielen Mitglieds-
ländern konfrontiert. Dieser Nationalismus kommt oft in
großen Zeitungen in Großbuchstaben daher und ist leider
auch schon in den Parlamenten einer Reihe von EU-
Staaten angekommen. Gerade wir Deutsche können des-
halb in Anlehnung an Heinrich Heine heute noch fest-
stellen: „Wenn man am innigsten bei sich ist, gerät man
am heftigsten außer sich.“ Genau das wollen wir aber
nicht.

(Beifall bei der SPD)

Wenn bestimmte Regierungen von Mitgliedstaaten
Glauben machen wollen, Erfolg sei, möglichst viel in
Europa durch das eigene Land verhindert zu haben, dann
ist dies tatsächlich ein Misserfolg. Erfolg ist nämlich,
möglichst viel für das gemeinsame Europa getan zu ha-
ben. Das scheinbar Einfache ist in der Tat schwerer ge-
worden. Die Summe aller nationalen Interessen ergibt
nun einmal nicht Europa als Ganzes. Europa als Ganzes
besteht auch in dem Bewusstsein, welches der Vorgänger
von Frank-Walter Steinmeier, Joschka Fischer, einmal
wie folgt auf den Punkt gebracht hat: „Das wichtigste
deutsche Interesse ist die europäische Einigung.“ Ja-
wohl.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und bei der FDP und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir müssen dabei über das Spannungsfeld zwischen
der Legitimation durch unsere Bürgerinnen und Bürger
sowie unserer Verantwortung in Europa sprechen. Ich
sage ganz offen: Für die SPD heißt das, sich im Rahmen
der europäischen Parteienfamilie auch mit Tony Blair
auseinander zu setzen. Für unsere christdemokratischen
Kolleginnen und Kollegen bedeutet das Ähnliches in
Richtung der britischen Konservativen. 

Wir wissen, dass am Ende ein Kompromiss in Europa
stehen muss. Die Idee des Kompromisses ist ein Kern-
element unserer europäischen Kultur. Wer zum Kom-
promiss fähig ist, ist zum Frieden fähig. Wer nur zu
Konfrontation bereit ist, ist friedensunwillig. Frieden ist
für uns selbstverständlich geworden, trotz neuer Gefah-
ren des Terrorismus und der Privatisierung von Kriegen.
Aber diejenigen auf der Welt, die in besonders starkem
Maße in realer Kriegsgefahr leben, wissen das europäi-
sche Modell oftmals mehr zu schätzen als manche hier
bei uns. Die unbestrittenen Erfolge der EU-Politik ge-
rade im Hinblick auf die 78 AKP-Staaten sind eine
große Hoffnung für den afrikanischen Kontinent – da-
rum geht es in erster Linie –, genauso wie für andere
Großregionen auf der Welt. Die Hoffnung lautet: von
Konfrontation über Kooperation zu einem Konsens zu
kommen. Sprechen Sie doch einmal mit Politikerinnen
und Politikern aus Afrika oder Lateinamerika! Für sie ist
Europa ein Leitmodell. Die Diskussion mit diesen Politi-
kerinnen und Politikern zeigt: Sie betonen in erster Linie
den Wert des Friedens. Wir reden dagegen manchmal
viel zu oft über den Preis des gemeinsamen Marktes. 

Bei aller Bedeutung der 1-Prozent-Marge des Haus-
halts – sie ist richtig und wir werden auf diesem Weg vo-
rankommen – gilt: 1 Prozent ist kein Wert an sich und ist
auch kein Preis für uns. Es ist vielmehr die Balance zwi-
schen Notwendigem und Möglichem, damit wir Euro-
päer dem Wünschbaren ein Stück näher kommen. 

Ich erinnere dabei an den diesjährigen 60. Jahrestag
des Endes des schrecklichsten aller Kriege in Europa.
Bei der Befreiung des Konzentrationslagers Buchenwald
durch amerikanische Truppen hatten Sozialdemokratin-
nen und Sozialdemokraten aus 13 europäischen Ländern
ein Manifest vorgelegt. Darin stand: Wir Deutsche müs-
sen in den europäischen Kulturkreis zurückkehren, und
das heißt vor allen Dingen und in erster Linie die Ver-
ständigung mit Frankreich und Polen. – Das ist unser
Weg, den wir gehen, den wir gegangen sind und den wir
auch weitergehen müssen. 

Zum heute beginnenden EU-Gipfel reisen die neu ge-
wählte Bundeskanzlerin und der neu gewählte Bundes-
außenminister mit berechtigten Hoffnungen. Hoffnung
heißt nach Ernst Bloch: ins Gelingen verliebt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Zu einer Kurzintervention erhält der Kollege

Dr. Dehm das Wort.

Dr. Diether Dehm (DIE LINKE): 
Ich bitte Sie ganz herzlich, Kollege Schäfer – ich

weiß, dass Sie es besser wissen –, zur Kenntnis zu neh-
men, dass wir, die Linke, im Europäischen Parlament ge-
gen die EU-Verfassung gestimmt haben, und zwar we-
gen des Aufrüstungsgebots, wegen des Neoliberalismus,
der unsere Verfassung überlagert, und wegen der Demo-
kratiedefizite. Dann sind die Stimmen von Le Pen, lieber
Jürgen Trittin, mit dem Referendum in Frankreich hal-
biert worden. Nehmen Sie zur Kenntnis, dass dies ein
probates Mittel gegen die Rechten war, dass die Linke
dies mitbetrieben hat und dass Oskar Lafontaine sowie
andere Linke große Verantwortung 

(Lachen bei der SPD)

bei der Kampagne in Frankreich übernommen haben,
und zwar nicht nur im Parlament, sondern auch außer-
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halb des Parlaments, und das Nein wirkungsvoll begrün-
det haben. 

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Zur Erwiderung, Herr Kollege Schäfer. 

Axel Schäfer (Bochum) (SPD): 
Kollege Dehm, nehmen Sie zur Kenntnis, dass Frau

Kaufmann, Mitglied der PDS-Fraktion im Europäischen
Parlament, im Auftrag Ihrer Fraktion an der Verfassung
mitgearbeitet, sie begrüßt hat und heute noch verteidigt
und dass Sie sich aus der Verantwortung stehlen.

(Bodo Ramelow [DIE LINKE]: Wir sind keine 
Einheitspartei!)

Im Übrigen kann ich zu der besonderen europapoliti-
schen Bedeutung von Oskar Lafontaine nur sagen: Wer
1999 als Papst zurückgetreten ist, kann 2005 nicht als
großer Prophet auftreten. 

(Lachen bei der LINKEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Nun hat das Wort der Kollege Thomas Silberhorn,

CDU/CSU-Fraktion.

Thomas Silberhorn (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Ich hatte bis vor zwei Minuten noch die redliche
Absicht, zu dem auf der Tagesordnung ausgewiesenen
Thema zu sprechen. Aber aus aktuellem Anlass möchte
ich doch sagen, dass die Schablone des Neoliberalismus
nicht überall passt. 

(Beifall des Abg. Dr. Werner Hoyer [FDP])

Wie ich den Medien in den letzten Tagen entnehmen
konnte, hat die WASG alle Hände voll damit zu tun, die
Neoliberalen in der PDS im Zaum zu halten. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Wel-
che Zeitungen lesen Sie denn?)

Ich meine, Sie sind gut mit sich selbst beschäftigt.

Es verdient Erwähnung, dass es bei der finanziellen
Vorausschau der Europäischen Union, dem wichtigsten
Thema des Gipfels, bereits vor der Bundestagswahl eine
große Koalition gegeben hat. Die Union hat von Anfang
an die Verhandlungsführung auch der alten Bundesregie-
rung unterstützt. Das zeigt, dass verantwortliche Opposi-
tionspolitik im Interesse des Landes betrieben werden
muss.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich sage das bewusst auch für die CSU; denn das Thema
finanzielle Vorausschau ist für uns von besonderer,
durchaus ambivalenter Bedeutung. Das ist nach der Bun-
destagswahl noch augenfälliger geworden. Wenn Sie
sich den Haushalt der Europäischen Union anschauen,
dann werden Sie feststellen, dass etwa 80 Prozent der
Ausgaben der Europäischen Union in Ressorts fallen,
die von zwei Bundesministern der CSU geführt werden,
nämlich in den Bereich Wirtschaft, zu dem sinnvoller-
weise wieder die europäische Strukturpolitik gehört, und
in den Bereich Landwirtschaftspolitik. Ich werde mir er-
lauben, auch in Abwesenheit der beiden Minister dazu
einige Bemerkungen zu machen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Die Ausgaben zu begrenzen ist sicher die wichtigste
Aufgabe bei dieser finanziellen Vorausschau. Die Ober-
grenze sollte möglichst nahe bei 1,0 Prozent der Wirt-
schaftsleistung liegen. Insoweit begrüße ich es auch,
dass die britische Präsidentschaft sich getraut hat, eine
Kürzung der Mittel im absoluten Sinne vorzunehmen. Es
ist schlichtweg notwendig, dass auch die Europäische
Union Haushaltsdisziplin übt. Wir können doch nicht
heute in einer der nachfolgenden Debatten die Abschaf-
fung der Eigenheimzulage beschließen und damit und
mit vielen anderen Vorhaben unseren eigenen Bürgerin-
nen und Bürgern eine Menge zumuten, auf der anderen
Seite aber die Gelder aus Konsolidierungserfolgen, die
wir uns mühsam abringen, auf der europäischen Ebene
in neue Finanztöpfe stecken. Das würde nicht zusam-
menpassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU – Eduard Oswald
[CDU/CSU]: Auf den Punkt gebracht! –
Dr. Peter Ramsauer [CDU/CSU]: So noch nie
gehört!)

Die Europäische Union fordert von uns, dass wir unsere
nationalen Haushalte konsolidieren. Das ist – ich darf
darauf hinweisen – auch ein Bestandteil der Lissabon-
Strategie für mehr Wachstum und Beschäftigung. Es ist
auch eine Anforderung des Stabilitätspaktes, die wir er-
füllen müssen. Deswegen muss beides zusammenpas-
sen: europäische Konsolidierung und nationale Konsoli-
dierung. Es kann nicht sein, dass eine finanzielle
Vorausschau beschlossen wird, die unseren Kurs der
Konsolidierung konterkariert. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Zu diesem Thema gehört auch, dass nicht neue Töpfe
geschaffen werden. Es ist in der Europäischen Union
eine gute Übung gewesen, dass die Obergrenze tatsäch-
lich als eine Obergrenze verstanden worden ist, die auch
unterschritten werden darf. Es war ständige Praxis, dass
die Obergrenze in den letzten Jahren nicht ausgeschöpft
worden ist. Deswegen sollte man auch aufpassen, dass
jetzt nicht versucht wird, die nicht abgerufenen Haus-
haltsmittel in einen neuen Fonds zu stecken.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dazu ist ein Globalisierungsfonds vorgeschlagen wor-
den. Dieser Globalisierungsfonds würde die Probleme
nicht lösen. Die Mitgliedstaaten müssen ihre eigenen
Aufgaben lösen und nicht neue beschließen, mit denen
im Ergebnis nur das Unterlassen eigener Reformen be-
lohnt werden würde, indem man einen neuen europäi-
schen Finanzausgleich etabliert. Das kann nicht Sinn ei-
ner finanziellen Vorausschau sein.

Ich hoffe, dass es gelingt, im Rahmen der Verhand-
lungen auch einige strukturelle Veränderungen vorzu-
nehmen, die längerfristig von Bedeutung sind. Dazu
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gehört, dass man den Britenrabatt reduziert und nach
Möglichkeit in einen allgemeinen Korrekturmechanis-
mus verwandelt. Ich bitte sehr darum, Frau Bundeskanz-
lerin, dass wir versuchen, das noch einmal zum Gegen-
stand der Verhandlungen zu machen. Wir haben nicht
ohne Grund im Koalitionsvertrag auf diesen allgemeinen
Korrekturmechanismus Bezug genommen. Im Ergebnis
ist auch der Britenrabatt nichts anderes als ein Korrek-
turmechanismus, der durchaus das legitime Anliegen
verfolgt, dass der Beitrag eines Mitgliedstaates in einem
angemessenen Verhältnis zur wirtschaftlichen Leistungs-
fähigkeit steht.

Nur: Dieses legitime Anliegen, das dem Britenrabatt
einst zugrunde lag, gilt natürlich für alle Mitgliedstaaten.
Deswegen wäre es sinnvoll, den Britenrabatt durch einen
allgemeinen Korrekturmechanismus zu ersetzen.

Ein weiteres Element einer längerfristigen Reform
wäre, dass man in der Tat, wie es Großbritannien vorge-
schlagen hat, die Ausgaben überprüft. Ich habe die Mel-
dungen gestern so verstanden – es ist sehr kompromiss-
haft allgemein formuliert worden –: Es müssen alle
Ausgaben auf den Prüfstand gestellt werden. Die Briten
sprechen von einem „review“, also von einer Überprü-
fung, die bis 2013 stattfinden soll. Ich glaube, diese all-
gemeine Formulierung ist durchaus begrüßenswert, und
zwar einschließlich der Agrarpolitik.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Damit wird nicht infrage gestellt, dass der Agrarkom-
promiss bis 2013 besteht. Aber wir können doch nicht
erst 2013 anfangen, darüber zu diskutieren, wie es nach
2013 weitergehen soll; vielmehr sollten wir jetzt den
Einstieg schaffen und den Übergang so vorbereiten, dass
wir unsere Pläne nach 2013 tatsächlich umsetzen kön-
nen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP)

Zur Agrarpolitik. Mein Anliegen ist, dass wir das
Thema „nationale Kofinanzierung“ wieder auf die Ta-
gesordnung setzen. Dieses Thema ist nicht neu: Ausge-
rechnet bei der großen Erweiterungsrunde 2004 hat man
eine solche Kofinanzierung für die neuen Mitgliedstaa-
ten eingeführt. Man hat es ihnen schmackhaft gemacht,
indem man gesagt hat: Ihr dürft zu den Förderungen
durch die Europäische Union noch selbst etwas hinzu-
zahlen. Ich glaube, dass es Sinn macht, überall dort, wo
die Europäische Union Geld ausgibt, nationale Verant-
wortung in Form einer Kofinanzierung zu schaffen:
Wenn man den eigenen Geldbeutel immer dann öffnen
muss, wenn man eine Förderung von einem Dritten ha-
ben möchte, dann diszipliniert das eigene Begehrlichkei-
ten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP)

Ich glaube, dass tatsächlich eine realistische Chance
besteht, einen solchen Einstieg in die Kofinanzierung
auch in der Agrarpolitik zu schaffen. Bis 2013 – erst
dann oder danach soll es umgesetzt werden – wird die
Europäische Union wahrscheinlich einige Mitgliedstaa-
ten mehr haben: Rumänien, Bulgarien, Kroatien. Einige
der Länder, die heute Nettoempfänger sind, werden dann
Nettozahler sein, insbesondere Frankreich. Es besteht
durchaus die realistische Chance, dass wir mit Frank-
reich und Großbritannien zu einer strukturellen Reform
des Ausgabenhorizontes kommen, wenn wir den allge-
meinen Korrekturmechanismus und eine Veränderung in
der Agrarpolitik, was die Kofinanzierung angeht, ge-
meinsam angehen.

Ich will zum Schluss kommen. Die Europäische
Union könnte einen Erfolg durchaus verkraften. Ich lese
allerdings mit Interesse, dass so oft wie selten zuvor von
einem Scheitern die Rede ist. Ich kann nur sagen: Wer
darauf spekuliert, dass es nicht zu einer Einigung
kommt, der muss realisieren, dass die Rahmenbedingun-
gen für einen Kompromiss nicht besser werden. 2006
finden in vielen Mitgliedstaaten Wahlen statt. Wer gar
darauf spekuliert, dass Deutschland die Sache 2007 re-
geln könnte, dem muss man sagen, Frau Bundeskanzle-
rin: Wenn die Bundesregierung selbst erst im Jahr 2007
einen Verhandlungsvorschlag vorlegen müsste, dann
hätte die Bundesregierung doch gar keine andere Mög-
lichkeit, als dies auf der Grundlage der eigenen Verhand-
lungsposition von heute zu tun, und die ist 1,0 Prozent.
Man muss den Partnern sagen, dass ihre Bedingungen
für einen Kompromiss wahrscheinlich niemals wieder so
gut sein werden.

Ich glaube, es gibt die Chance, zu einer Einigung zu
kommen. Es besteht auch die Möglichkeit, dass
Deutschland eine neue Vermittlerrolle in der Europäi-
schen Union einnimmt. Ich würde es mir wünschen. Ich
wünsche Ihnen, Frau Bundeskanzlerin, bei den Beratun-
gen viel Erfolg.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Letzter Redner zu diesem Tagesordnungspunkt ist der

Kollege Markus Meckel, SPD-Fraktion.

Markus Meckel (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und

Kollegen! Wir haben es heute sehr deutlich gehört und in
unseren Reihen ausgesprochen: Die Erwartungen an die
eigene Regierung, zu einem Erfolg zu kommen, also das
zu schaffen, was hier heute mehrfach dargestellt worden
ist, sind sehr groß. Die Erwartungen sind aber nicht nur
bei uns, sondern – gerade angesichts der großen Koali-
tion – in ganz Europa groß. Man muss hoffen – wir ha-
ben entsprechende Vereinbarungen getroffen –, dass
diese große Koalition in Deutschland zentrale Reformen
durchführt und dieses Land wesentlich voranbringt. Hof-
fen muss man darüber hinaus, dass dies auch für Europa
möglich ist.

Sie, Frau Bundeskanzlerin, müssen gleich aufbrechen.
Ich wünsche Ihnen eine glückliche Hand, das rechte Au-
genmaß und – ich glaube, es gibt diese Chance – viel Er-
folg. Wenn es dann am Ende so kommt, wie Herr
Steenblock, wie ich fand, genialerweise gesagt hat –
wenn das aus der Opposition kommt, freut einen das
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umso mehr; wir alle müssen uns noch ein bisschen daran
gewöhnen, dass das jetzt die Opposition ist und das wir
jetzt so zusammengehören –,

(Heiterkeit)

und wir feststellen können: „Da ist eine Lady Europe zu-
rückgekommen“, dann ist das ein großer Erfolg für
Deutschland, genau im Sinne dessen, was Joschka
Fischer als deutsches Interesse angesprochen hat. In die-
sem Sinne also eine gute Reise – mit allem, was dazuge-
hört – und insbesondere eine frohe Rückreise! Darauf
freuen wir uns dann besonders.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich fand gut, was der Kollege Stübgen ein Stück weit
ausdifferenziert hat. Er hat diesen wahrhaftig schwieri-
gen britischen Vorschlag einmal ein bisschen auseinan-
der genommen und die konkreten Chancen ein wenig
ausgelotet. Wenn man einfach einmal ganz grundsätzlich
auf diesen Vorschlag schaut, muss man sagen: Eigentlich
steckt da in zwei Richtungen eine ganze Menge von
dem, was auch unser Interesse ist. Es geht darum, einmal
die Zukunftsperspektive, das, was wir in Bezug auf
Wissenschaft und Forschung machen müssen, ganz
vornan zu stellen und zum anderen in Bezug auf die
Agrarpolitik auch wirklich zu Reformen zu kommen,
die die Kosten deutlich mindern, durchaus in dem Sinne,
in dem mein Vorredner das hier angesprochen hat. Diese
Grundrichtungen können wir, denke ich, teilen. Wenn es
gelingt, darauf zumindest langfristige Festlegungen zu
treffen nach dem Motto „Das lasst die Linie sein“, dann
erhoffen wir von Großbritannien, dass es diesen Schritt
zum eigenen Erfolg geht und den eigenen Rabatt etwas
deutlicher als bisher absehbar senkt. 

Auch in Bezug auf die anderen Partner in Europa gibt
es gute Chancen. Wir reden immer wieder – ich glaube,
mit Recht – von der großen Bedeutung der deutsch-
französischen Zusammenarbeit. Sie ist aber nicht des-
halb so bedeutend, weil wir uns in allen Punkten so nahe
sind, sondern oft gerade deshalb, weil wir in vielen
Punkten in unserer Herangehensweise und auch in unse-
ren Traditionen so unterschiedlich sind. Wenn zwei so
unterschiedliche Partner einen Kompromiss finden, dann
können sich oft auch die anderen in diesem Kompromiss
wiederfinden. Es kommt für die Zukunft darauf an, dass
wir nicht der Little Boy der lieben französischen
Freunde sind, sondern in dieser Kooperation gerade die
eigenen Standpunkte deutlicher machen, als dies viel-
leicht manchmal geschehen ist, damit sich die anderen
Partner darin wiederfinden können. 

Hierbei kommt Deutschland deshalb eine besondere
Bedeutung zu und dabei – auch dieser Punkt wurde
schon angesprochen – spielt das Verhältnis zu den Klei-
nen eine Rolle. Wir als Deutsche sind eben nicht nur von
Großen, sondern gerade auch in der unmittelbaren Nach-
barschaft von vielen Kleinen umgeben. Deutschland
sollte nicht den Anwalt der kleineren Nachbarn spielen
– das klingt so paternalistisch –, aber es sollte die Inte-
ressen der kleineren Nachbarn deutlich im Blick haben. 

(Beifall bei der SPD)
Dazu gehören die Nachbarn, die jetzt neu Mitglied ge-
worden sind und die nicht die besonderen Lasten dieses
Gipfels tragen können; dies wäre für uns nicht akzepta-
bel.

Die Europäische Union, die jetzt, wie oft gesagt
wurde, in einer Krise steckt – Axel Schäfer hat noch ein-
mal deutlich dargelegt, an welchen Punkten es Blocka-
den gegeben hat –, ist eine Erfolgsgeschichte gerade seit
1990 – lange davor natürlich auch –, weil da die Erweite-
rungsperspektive und die Vertiefung, das heißt diese ver-
stärkte Integration, als parallele Prozesse gelaufen sind.
Das ist ein Wunder. Zu dieser Auffassung komme ich,
wenn ich an die Diskussion Anfang der 90er-Jahre
denke, als es um die Erweiterung ging. Ich erinnere mich
an eine Fülle von Gesprächen, auch im Europäischen
Parlament, in denen gesagt wurde: Wir wollen erst ver-
tiefen und dann schauen, ob wir erweitern können. Wir
haben gemeinsam durchgesetzt, dass die Prozesse paral-
lel laufen. Es war dann ein großes Wunder, dass wir 2004
die Verfassung auf dem Tisch hatten und gleichzeitig die
Erweiterung beschließen konnten und dementsprechend
Staaten neu Mitglied geworden sind.

Diese Parallelität müssen wir beibehalten. Das ist
wichtig auch für das, was jetzt in Aussicht genommen
worden ist. Bei Mazedonien kam dieser Streit noch ein-
mal neu auf. In den nächsten Monaten wird das weiter-
verfolgt werden müssen. Wir müssen diese Parallelität
fortführen und dürfen nicht ein Nacheinander schaffen.

Denn – hier schaue ich besonders Richtung Westbal-
kan – es ist ganz klar, dass wir die Probleme um den
Kosovo und des Westbalkans überhaupt nur lösen wer-
den, wenn wir diesen Staaten nicht nur die Perspektive
geben, dass sie irgendwann einen anderen Status errei-
chen werden, sondern auch unsere Instrumentarien
schärfen, um genau zu sehen, was für den Westbalkan
getan werden kann, sehr konditional, aber wiederum mit
großem Engagement der Europäischen Union. Denn die
Probleme und das Selbstverständnis der Völker in dieser
Region sind von so zentraler Bedeutung, dass wir ein ei-
genes Interesse daran haben müssen, die Heranführung
dieser Staaten an die Europäische Union mit zu stabili-
sieren und den Weg in diese Richtung zu festigen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

Ich halte es – dies soll mein letzter Punkt sein – für
wichtig, dass wir die Erfolgsgeschichte der Erweiterung
nicht absolut setzen und die Erweiterungsperspektive
nicht als einziges Instrument der Stabilisierung ansehen.
Es war und ist richtig, dass die Europäische Union – viel-
leicht ein wenig spät – die Nachbarschaftspolitik konzi-
piert hat, um die Nachbarstaaten zu stabilisieren. Diese
Strukturen müssen aber noch flexibler gestaltet werden.

(Vorsitz: Vizepräsidentin Katrin Göring-
Eckardt)

Wir dürfen in Bezug auf Belarus, die Ukraine oder die
Staaten des nördlichen Afrika nicht nur mit festen Struk-
turen, die vorher in Aktionsplänen festgelegt worden
sind, vorgehen. Hier brauchen wir eine stärkere Flexibili-



434 Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 8. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 15. Dezember 2005

(A) (C)
Markus Meckel
tät. Es kann zum Beispiel nicht sein, dass die drei Staaten
des Südkaukasus – glücklicherweise ist er jetzt dabei; am
Anfang war er vergessen worden – nur gemeinsam ver-
handeln können, obwohl sie ganz unterschiedliche Pro-
bleme haben und in dieser Region durch viele Probleme
miteinander verflochten sind. Auch da gibt es, glaube
ich, eine Unflexibilität, die wir verändern müssen.

Ein letzter Punkt zu dieser Nachbarschaftsinitiative.
Sie ist im Grunde zur Zusammenarbeit zwischen Staaten
gedacht; das heißt, sie ist sehr etatistisch. Wir müssen
aber und können auch lernen, dass Demokratie nur ent-
stehen und wachsen kann, wenn die Zivilgesellschaften
unterstützt werden. Gerade dafür brauchen wir neue und
bessere Argumente und Instrumentarien. Ich glaube,
dass wir ein neues Instrument für diese Nachbarschafts-
politik schaffen könnten, indem wir eine Freiheits- und
Demokratiestiftung auf europäischer Ebene ins Leben
rufen, um gerade mit Blick auf die Zivilgesellschaften
mehr tun zu können.

Vielen Dank und noch einmal viel Erfolg.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 
Ich schließe die Aussprache.
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